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Im Sommer des Jahres 1892 erkrankten rund 17.000 Menschen in Hamburg an der Cholera, 8.605 
starben. Noch im gleichen Jahr wurde das Hygienische Institut gegründet. Es entwickelte sich zur 
zeitweilig größten Einrichtung dieser Art in Deutschland. Das Hygienische Institut, das seit 2003 
Institut für Hygiene und Umwelt heißt, ist heute ein modernes Dienstleistungsunternehmen der 
Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz.
In den Bereichen Lebensmittelsicherheit und Zoonosen, Hygiene und Infektionsmedizin sowie 
Umweltuntersuchungen setzen sich rund 330 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter täglich dafür ein, die 
Verbraucher vor mangelhaften Produkten zu schützen, die Gesundheit der Bevölkerung zu bewahren 
und den Zustand der Umwelt zu überwachen. Im Jahr 2006 wurden hierzu 845.000 Untersuchungen 
durchgeführt, Gutachten erstellt und Beratungsgespräche geführt.



Liebe Leserin, lieber Leser,
das Institut für Hygiene und Umwelt (HU) hat die Zahl der untersuchten Proben im Jahr 2006 
erneut steigern können – oder besser ausgedrückt: bedarfsgerecht steigern müssen. Insge-
samt wurden im Jahr 2006 in den rund 200 Laboratorien des hamburgischen Landeslabors 
845.000 Untersuchungen durchgeführt. Damit hat sich der seit mehreren Jahren zu beobacht-
ende Trend fortgesetzt: Die amtlichen Untersuchungen für den Umwelt- und Gesundheitsschutz 
der Hamburger Bürgerinnen und Bürger nehmen an Quantität und – als natürliche Folge des 
technischen Fortschritts – auch an Qualität zu.

Eine besondere Herausforderung für die Untersuchungsaktivitäten des HU ist der Hamburger 
Hafen. Das stetige Wachstum, die importierte Warenvielfalt, aber auch das Elbwasser selbst 
sind scheinbar ständig sprudelnde Quellen für die breit gefächerten Beschäftigungsfelder des 
Instituts. Ob Bedarfsgegenstände aus China, Pistazien aus dem Iran, Norovirus-Epidemien auf 
Kreuzfahrtschiffen, die amtliche Aufsicht bei der Begasung von Waren in Schiffscontainern oder 
auch die notwendigen Umweltuntersuchungen beim Verdacht auf illegale Abfallverklappung – 
das HU ist mit seinen rund 330 Expertinnen und Experten immer wieder und in zunehmendem 
Maße involviert und herausgefordert. Dass eine amtliche Kontrolle gerade auch im Bereich des 
Hafens wichtig und erfolgreich ist, zeigt das Beispiel der Pistazien. Waren im Jahr 2001 noch 84 
Prozent der wohlschmeckenden Nüsse aus dem Iran wegen krebserregender Schimmelpilze 
zu beanstanden, so ist die aktuelle Quote im Jahr 2007 nach nunmehr vielen Kontrollen und 
Sanktionen immerhin auf einen Wert von acht Prozent gesunken. 

Die besondere Bedeutung des Hamburger Hafens und der Import von teilweise exotisch 
anmutenden Waren aus Übersee dürfen jedoch nicht den Blick für die Geschehnisse in un-
serer Stadt verstellen. Ob es nun um den Nachweis der Blauzungenkrankheit bei Schafen und 
Rindern im Stadtstaat Hamburg geht oder um die korrekte Kennzeichnung von Waren, um zum 
Beispiel Allergiker besser zu schützen – das HU ist auf dem Plan. So auch in punkto Infekti-
onserreger, die nicht nur im Labor diagnostiziert werden, sondern denen in epidemiologischen 
Feldstudien durchaus schon mal näher auf den Grund gegangen wird. Schließlich will man ja 
wissen, woher die Erreger kommen und unter welchen Bedingungen sie sich verbreiten, um 
daraus dann präventive Maßnahmen ableiten zu können.

Einige der hier skizzierten Phänomene sind auf den folgenden Seiten beschrieben. Lese-
rinnen und Lesern mit tiefer gehendem Interesse sei die Langfassung des Jahresberichtes 
2006 des HU im Internet unter www.hu.hamburg.de empfohlen.

Hans-Joachim Breetz
Geschäftsführer
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Das Institut für Hygiene und Umwelt (HU) ist das amtliche Labor der Freien und Hansestadt Hamburg 
für die Untersuchung und Beurteilung von Lebensmitteln und Bedarfsgegenständen. Vorrangige Ziele 
der amtlichen Lebensmittelüberwachung sind der vorbeugende gesundheitliche Verbraucherschutz 
und der Schutz vor Irreführung und Täuschung für die Bürgerinnen und Bürger Hamburgs, aber auch 
weit über die Landesgrenzen hinaus.

Um diese Ziele erfüllen zu können, werden Stichproben aus einer breiten Palette von Lebensmit-
teln und Bedarfsgegenständen ebenso wie kosmetische Mittel und Tabakwaren warenkundlich über-
prüft sowie chemisch, bakteriologisch, molekularbiologisch, veterinärmedizinisch und zum Teil auch 
virologisch untersucht und gutachterlich beurteilt. Schwerpunkte sind dabei Lebensmittelproben aus 
der Stadt und Einfuhrproben von Drittländern aus dem Hamburger Hafen. Im HU stehen erfahrene 
Expertinnen und Experten verschiedener Fachrichtungen und hoch spezialisierte Laboratorien für die 
interdisziplinäre Probenbearbeitung bereit. 

Im Jahr 2006 wurden im Rahmen der amtlichen Lebensmittelüberwachung knapp 22.500 Proben 
– einschließlich BSE – untersucht und beurteilt, rund 3.500 Proben mehr als 2005. Insgesamt muss-
ten 13 Prozent der Proben beanstandet werden. Die Beanstandungsquoten variierten dabei je nach 
Warengruppe und Untersuchungsziel zwischen einem und 45 Prozent.

Die unverändert hohen Beanstandungszahlen zeigen, dass eine unabhängige amtliche Lebensmit-
telüberwachung nach wie vor erforderlich ist. Sicherlich haben die erheblichen Anstrengungen und 
Eigenkontrollsysteme von Lebensmittelproduktion und -handel wesentlich dazu beigetragen, dass un-
sere Nahrungsmittel heute sicherer sind denn je. Dennoch belegen die Zahlen, dass eine kompetente, 
unabhängige amtliche Qualitätsüberprüfung der Warenströme im Sinne eines guten Schutzes der 
Konsumenten notwendig ist. Dies gilt insbesondere für Hamburg, das mit dem zweitgrößten Hafen Eu-
ropas eine der wesentlichen Einlass- und Verteilerpforten für Waren in die Länder der Europäischen 
Union ist.
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Pizza und Pasta, Kuchen und Schokolade, Käse und 
Wein sind für die einen ein großer Genuss, andere 
machen einen großen Bogen darum: Sie reagieren 
allergisch oder mit Unverträglichkeit gegen bestimmte 
Stoffe in diesen Lebensmitteln. Dabei reicht das Spek-
trum der körperlichen Reaktionen von eher harmlosen 
Haut- oder Schleimhautreizungen über schmerzhafte 
Gelenkschwellungen bis hin zum (sehr seltenen) ana-
phylaktischen Schock, der ohne sofortige ärztliche Hil-
fe tödlich verlaufen kann. 

Die wirkungsvollste Therapie gegen Lebensmittel-
allergien und -unverträglichkeiten ist es, den Stoff, der 
die Beschwerden auslöst, zu meiden – sofern man ihn 
kennt und sofern man bei zusammengesetzten Le-
bensmitteln weiß, ob der Stoff darin enthalten ist oder 
nicht. 

Um die Verbraucher besser zu informieren und sie 
vor möglichen individuellen gesundheitlichen Risiken 
zu schützen, hat die Europäische Union eine neue 
Kennzeichnungsverordnung erlassen, die am 24. No-
vember 2005 in Kraft getreten ist. Seitdem müssen 
bei zusammengesetzten verpackten Lebensmitteln 
die wichtigsten Allergene in der Zutatenliste aufgeführt 
werden. Neu ist auch, dass seitdem alle Zutaten auf-
geführt werden müssen, die mit einem Anteil von min-
destens zwei Prozent im Lebensmittel enthalten sind; 
bis dahin galt die 25-Prozent-Regelung. 

Die neue Kennzeichnungsverordnung gilt nur für 
verpackte Lebensmittel und nur für die Stoffe, die wis-
sentlich in dem Lebensmittel enthalten sind. Aus tech-
nologischen Gründen ist es allerdings möglich, dass 

durch den Produktionsprozess Spuren eines Stoffes in 
einem vermeintlich unbedenklichen Produkt enthalten 
sein können. Wird etwa in einer Fertigungsstraße so-
wohl Vollmilch- als auch Nussschokolade hergestellt, 
kann trotz sorgfältigster Reinigung zwischen den Pro-
duktionsgängen die Vollmilchschokolade Spuren von 
Nüssen enthalten. Der Hersteller kann auf diese mög-
liche Kontamination mit allergenen Stoffen hinweisen 
– dazu verpfl ichtet ist er aber nach der neuen Kenn-
zeichnungsverordnung nicht. Aus Gründen der Pro-
dukthaftung wird dieser Hinweis vom Hersteller jedoch 
häufi g vorsorglich auf der Verpackung aufgeführt.

Aufgabe der Lebensmittelüberwachung ist es zu 
überprüfen, inwieweit sich die Hersteller an die neue 
Kennzeichnungsverordnung halten. Im Institut für Hy-
giene und Umwelt werden deshalb seit Anfang 2006 
verschiedene Lebensmittel und ihre Kennzeichnung 
unter die Lupe genommen. Aber auch Produkte mit 
dem freiwilligen Hinweis auf mögliche Kontaminati-
onen mit Spuren von Nüssen wurden genauer be-
trachtet.

Wo „glutenfrei“ draufsteht, ist in der Regel auch 
kein Gluten drin
Etwa 100.000 Menschen in Deutschland leiden an Zö-
liakie – einer chronischen Erkrankung des Dünndarms 
aufgrund einer Überempfi ndlichkeit gegen das Eiweiß 
Gluten, das in Weizen, Dinkel, Roggen, Gerste und 
Hafer vorkommt. Sie sind deshalb auf eine glutenfreie 
Ernährung angewiesen. Ob die so gekennzeichneten 
Lebensmittel tatsächlich kein Gluten enthalten, war 

Neue Kennzeichnungsvorschriften: Besserer Schutz für 
Lebensmittelallergiker

pfl anzliche Lebensmittel tierische Lebensmittel

Erdnuss Eier und Eierzeugnisse

glutenhaltiges Getreide wie z.B. Roggen, Gerste, Weizen, 
Hafer, Dinkel und glutenhaltige Getreideerzeugnisse Fisch und Fischerzeugnisse

Schalenfrüchte wie z.B. Haselnuss, Mandel, Walnuss Milch und Milcherzeugnisse

Sellerie und Sellerieerzeugnisse

Senfsaat und Senferzeugnisse

Sesamsamen und Sesamsamenerzeugnisse

Soja und Sojaerzeugnisse

Kennzeichnungspfl ichtige Zutaten bei pfl anzlichen und tierischen Lebensmitteln
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Gegenstand einer Schwerpunktaktion im Lebensmit-
tellabor des Instituts für Hygiene und Umwelt. 

Zwischen September und Dezember 2006 wurden 
36 als „glutenfrei“ gekennzeichnete Proben süßes 
und salziges Gebäck, Brot und Säuglingsnahrung so-
wie Reisprodukte auf das Gluten untersucht. Zudem 
wurden Reiswaffeln und andere Produkte aus Reis, 
der kein Gluten enthält, auf Verunreinigung mit glu-
tenhaltigem Getreide analysiert. Ergebnis: Bei 31 von 
36 Proben war gar kein Gluten nachweisbar. Bei vier 
Proben waren lediglich Spuren an Gluten im Bereich 
der Nachweisgrenze enthalten. Nur bei einer Probe 
war der Grenzwert von 20 Milligramm pro Kilogramm 
geringfügig überschritten.

Menschen, die an Zöliakie leiden, können sich die-
sem Untersuchungsergebnis zufolge in der Regel da-
rauf verlassen, dass Lebensmittel mit der Kennzeich-
nung „glutenfrei“ für sie auch wirklich verträglich sind.

„Kann Spuren von Erdnüssen enthalten“
Nuss-Allergiker sind häufi g verunsichert, wenn sie ei-
nen solchen Hinweis auf der Verpackung von Schoko-
ladenprodukten ohne Nüsse fi nden, da sie nicht wis-
sen, ob diese Angabe vom Hersteller rein vorsorglich 
gemacht wird oder ob tatsächlich Spuren von Nüssen 
in der Süßware enthalten sind. Im Fokus einer Schwer-
punktaktion zur Überprüfung der Kennzeichnung von 
Schokolade standen deshalb verschiedene Produkte, 
die keine Nüsse als Zutat enthalten, aber möglicher-
weise Kontaminationen aufweisen.

Im ersten Quartal 2007 wurden dazu 15 Proben 
Vollmilch- und Bitterschokoladen sowie Schokola-
den mit verschiedenen Frucht- und Creme-Füllungen 
analysiert. Bei 13 Produkten wies die Verpackung auf 
mögliche Spuren von Nüssen hin; bei zwei Produkten 
fand sich eine solche Angabe nicht. In elf der 13 ge-
kennzeichneten Produkte – das entspricht immerhin 
85 Prozent – konnten tatsächlich Spuren von Nüssen 

nachgewiesen werden. Von den beiden Produkten 
ohne diesen Hinweis enthielt dennoch eine Schokola-
de Spuren von Nüssen. 

Im zweiten Quartal 2007 kamen dann 14 Ostertiere 
und Ostereier aus Schokolade mit und ohne Füllung 
auf den Labortisch. Zwölf Produkte waren mit dem 
Hinweis auf mögliche Spuren von Nüssen versehen, 
zwei Produkte nicht. Diese beiden Produkte enthielten 
tatsächlich keine Spuren. Bei den anderen zwölf Pro-
ben konnten in acht Proben Spuren von Nüssen nach-
gewiesen werden; das entspricht 66 Prozent.

Für die Verbraucher, die auf Nüsse allergisch rea-
gieren können, heißt dies: Die weitaus meisten Pro-
dukte tragen die Angabe „Kann Spuren von … enthal-
ten“ völlig zu recht; Nussallergiker sollten deshalb bes-
ser auf solchermaßen gekennzeichnete Leckereien 
verzichten.

Sulfi t im Wein – für Allergiker wichtig zu wissen
Auch Wein oder Trockenfrüchte können bei manchen 
Menschen unerwartete Nebenwirkungen haben – sie 
vertragen die zugesetzten Sulfi te nicht. Schwefeldi-
oxid beziehungsweise bestimmte Salze der schwef-
ligen Säure (Sulfi te) sind zugelassene Zusatzstoffe, 
die Weinen und bestimmten sonstigen Lebensmit-
teln, zum Beispiel getrockneten Aprikosen oder Rosi-
nen, zugesetzt werden können. Insbesondere bei der 
Weinherstellung ist die Verwendung von Schwefel-
dioxid üblich: So wird die Haltbarkeit verbessert und 
Oxidationsprozesse werden verhindert. Schwefeldi-
oxid beziehungsweise Sulfi te sind keine klassischen 
Allergene. Sie können allerdings bei Schwefeldioxid-
sensiblen Verbrauchern Unverträglichkeitsreaktionen 
hervorrufen.

Deshalb ist es wichtig zu wissen, wo Sulfi te enthal-
ten sind. Bei Wein, weinhaltigen Getränken und ande-
ren Lebensmitteln mit mehr als 1,2 Volumenprozent 
Alkohol müssen die Zutaten nicht in einem Zutatenver-

Schokolade „kann enthalten“... und Rotwein „enthält“
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zeichnis benannt werden. Während vor der Einführung 
der „Allergenkennzeichnung“ bei Lebensmitteln, die 
kein Zutatenverzeichnis aufweisen mussten, die Ver-
wendung von Schwefeldioxid zusatzstoffrechtlich mit 
der Angabe „geschwefelt“ kenntlich gemacht werden 
musste, war eine Kenntlichmachung bei der Verwen-
dung in weinrechtlich geregelten Erzeugnissen nicht 
vorgeschrieben.

Nunmehr besteht aber im Sinne des vorbeugenden 
Verbraucherschutzes für Wein und weinhaltige Le-
bensmittel, die nach dem 24. November 2005 abgefüllt 
beziehungsweise in den Verkehr gebracht wurden, die 
Verpfl ichtung, die Verwendung von Schwefeldioxid 
kenntlich zu machen. Die vorgeschriebene Angabe 
„enthält Schwefeldioxid“ beziehungsweise „enthält 
Sulfi te“ hat bei Erzeugnissen zu erfolgen, die einen 

Gesamtschwefeldioxidgehalt von mehr als 10 Milli-
gramm pro Liter (mg/l) aufweisen. Nach Auffassung 
aller für die Weinüberwachung zuständigen obersten 
Landesbehörden muss diese Angabe bei Erzeugnis-
sen, die in Deutschland in den Verkehr gebracht wer-
den, in deutscher Sprache erfolgen, damit jeder Ver-
braucher sie verstehen kann.

Im Institut für Hygiene und Umwelt wird Schwefel-
dioxid in Weinen und weinhaltigen Erzeugnissen rou-
tinemäßig untersucht. In 2006 waren bei 362 unter-
suchten Proben 20 Weine und weinhaltige Getränke 
– das entspricht 5,5 Prozent – aufgrund fehlender oder 
fehlerhafter „Allergenkennzeichnung“ zu beanstan-
den. Die Mehrzahl der Mängel wurde bei weinhaltigen 
Erzeugnissen und bei Weinen in der Zolleinfuhr fest-
gestellt.

Frittierfett und Bier, Zimtgebäck und Nagellack: Beispiele aus dem 
Lebensmittellabor

Häufi g verdorben: Frittierfette und -öle
Wie in jedem Jahr wurden auch Ende 2006 im Rah-
men einer Schwerpunktaktion in allen Hamburger 
Bezirken in Gaststätten, Imbissbuden und Kantinen 
Proben von Frittierfetten und -ölen entnommen. Vor 
dem Hintergrund der Acrylamid-Diskussion wurden 
bei 51 der eingelieferten Proben die Betriebstempe-
raturen gemessen, dokumentiert und im Hinblick auf 

die empfohlene Höchsttemperatur von 175 Grad Cel-
sius systematisch ausgewertet. In 65 Prozent der Fäl-
le lagen die gemessenen Temperaturen bei maximal 
175 Grad Celsius, achtmal (das entspricht 16 Prozent) 
lagen sie zwischen 175 und 180 Grad Celsius, dem 
alten Richtwert für die Betriebstemperatur, und jede 
fünfte Fritteuse (20 Prozent) wies eine Temperatur von 
über 180 Grad Celsius auf – im Vergleich zum Vorjahr 
eine leichte Verbesserung der Situation. Die Fritteu-
sen-Betreiber wurden unabhängig vom Ergebnis der 
Frittierfettuntersuchung auf die Richttemperatur hinge-
wiesen, wenn die gemessene Temperatur größer als 
175 Grad Celsius war.

Von den im Gebrauch befi ndlichen 51 Frittierfetten 
und 13 Frittierölen wurden 19 Proben – das entspricht 
30 Prozent – nach der lebensmittelchemischen Analy-
se als zum Verzehr nicht mehr geeignet beurteilt, zwölf 
Proben (19 Prozent) wurden wegen kleinerer Fehler 
bemängelt. Die Beanstandungsquote lag damit wieder 
auf dem hohen Niveau der Vorjahre.

Getrübter Biergenuss
Der Hopfen und der vergleichsweise niedrige Alkohol-
gehalt schützen Bier nur begrenzt vor dem Verderb 
durch Mikroorganismen. Besonders Fremdhefen und 
Milchsäurebakterien sind in der Lage, den Restzu-
cker nach der eigentlichen Gärung durch die Bierhefe 
zu nutzen. Offene Systeme wie Schankanlagen sind 
besonders anfällig für die ungebetenen Mikroorganis-
men. Diese Anlagen müssen daher kontinuierlich ge-
reinigt und desinfi ziert werden. Die Mehrzahl der über 
Schankanlagen an den Verbraucher abgegebenen Frittierfett, oft zu heiß und zu lange in Gebrauch
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Biere kommt fi ltriert und weitgehend frei von Mikro-
organismen in den Verkehr. Mikrobiologische Verun-
reinigungen, Trübungen, Säuerung, sonstige Ablage-
rungen sowie Fehlgeschmack und Fehlgeruch sind in 
der Regel ein klares Indiz für mangelnde Schankanla-
genhygiene.

Mit der Aufhebung der Schankanlagenverordnung 
zum 1. Juli 2005, die Reinigung und Desinfektion der 
Zapfanlagen nach festen Vorgaben regelte, gingen 
die se Pfl ichten verstärkt in die Eigenverantwortung 
der Gastronome über. Im Rahmen der Überprüfung 
dieser Eigenkontrollmaßnahmen wurde in Hamburg 
verstärkt Bier aus Schankanlagen kontrolliert. Im Jahr 
2006 wurden 215 Bierproben von den Bezirken zur 
Untersuchung im Institut für Hygiene und Umwelt ein-
geliefert. Schwerpunkte waren neben dem mikrobiolo-
gischen Status auch warenkundliche Untersuchungen 
der Zusammensetzung und Frische. 17 Proben wur-
den aufgrund hoher Keimzahlen beanstandet. Weitere 
acht Proben zeigten geringfügige mikrobiologische 
Mängel. Nach den Ergebnissen der warenkundlichen 
Untersuchungen waren elf Proben auf Grund von Trü-
bungen, sonstigen Verunreinigungen sowie wegen un-
zulässiger Wässerung nicht mehr von handelsüblicher 
Beschaffenheit. Insgesamt blieb die Beanstandungs-
quote im Vergleich zu den Vorjahren etwa konstant. 
Allerdings nahm der Anteil der Proben mit mikrobiolo-
gischen Mängeln im Vergleich zu den Jahren vor Auf-
hebung der Schankanlagenverordnung deutlich zu. 
Alle mikrobiologisch beanstandeten Proben enthielten 
eine zu hohe Gesamtkeimzahl. Zusätzlich wiesen 15 
Proben zu viele Milchsäurebakterien und drei zu viele 
bierfremde Hefen auf. Bei den Verfolgsproben, die im 

Rahmen weiterer Vor-Ort-Kontrollen entnommen wur-
den, waren über die Hälfte erneut auffällig.

Im laufenden Jahr wird die Aktion fortgeführt. Be-
sonderes Augenmerk wird hierbei weiterhin auf die 
hygienischen Schwachpunkte der Schankanlagen 
gelegt, damit die Verbraucher zu einem ungetrübten 
Biergenuss kommen.

Lebensmittel mit Zimt – nur maßvoll genießen 
Zimt ist ein beliebtes Gewürz zur Verfeinerung von 
Speisen. In Hamburg wird zimthaltiges Gebäck nicht 
nur zur Weihnachtszeit, sondern rund ums Jahr ange-
boten: Das Franzbrötchen, ein fl aches Plundergebäck 
mit einer Zucker-Zimt-Füllung, gilt als typische Ham-
burger Spezialität und wird gerne sowohl zum Früh-
stück als auch zum Nachmittagskaffee verzehrt. 

Ein natürlicher Bestandteil von Zimt ist der Aroma-
stoff Cumarin, der im so genannten Cassia-Zimt in 
höheren Konzentrationen vorkommt. Da Cumarin bei 
besonders sensiblen Menschen Leberschäden verur-
sachen kann, ist die zulässige Menge begrenzt. Die 
amtliche Lebensmittelüberwachung verschiedener 
Bundesländer stellte fest, dass die Cumarin-Gehalte 
in Gebäck zum Teil erheblich über dem Wert lagen, 
der vom Bundesinstitut für Risikobewertung als ge-
sundheitlich unbedenklich eingestuft wurde.

Im Rahmen einer bundesweiten Überprüfung von 
zimthaltigen Erzeugnissen wurden auch im Institut für 
Hygiene und Umwelt 50 Proben zimthaltige Backwa-
ren aus Hamburger Bäckereien untersucht, darunter 
35 Proben Franzbrötchen. 16 Franzbrötchen mussten 
wegen zu hoher Cumaringehalte als nicht sichere Le-
bensmittel beurteilt werden. Die betroffenen Herstel-

Frisch gezapftes Bier kann mit Keimen belastet sein Franzbrötchen,ein fl aches Plundergebäck mit Zimt
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ler haben daraufhin ihre Rezepturen umgestellt, um 
den Cumaringehalt zu senken – zum Beispiel durch 
die Verwendung von Ceylon-Zimt, der weniger Cuma-
rin enthält, oder durch die Senkung der Zimtmenge. 
Die geänderten Rezepturen haben allerdings auch zur 
Folge, dass das Gebäck nicht mehr den klassischen 
intensiven Zimtgeschmack aufweist.

Riskanter Weichmacher im Nagellack
Im Rahmen einer Betriebskontrolle bei einem Vertrei-
ber von kosmetischen Mitteln, der auch Produkte un-
ter seinem Namen bei Lohnherstellern herstellen lässt, 
wurde die Lagerware an Nagellack überprüft. Anlass 
war eine Beanstandung aus einem anderen Bundes-
land wegen der Verwendung des Weichmachers Dibu-
tylphthalat in Nagellack dieses Vertreibers. 

Dibutylphthalat gehört zur Gruppe der Phthalate 
und wird industriell als Weichmacher eingesetzt. Die 
Europäische Union stuft Dibutylphthalat als fortpfl an-
zungsgefährdend ein und hat daher den Einsatz in Ba-
byartikeln, Spielzeug und kosmetischen Mitteln verbo-
ten. Die Abverkaufsfrist für Altware, die vor dem Verbot 
von Dibutylphthalat in kosmetischen Mitteln hergestellt 
wurde, endete am 24. September 2005.

Bei der Betriebskontrolle wurden zunächst 50 Pro-
ben entnommen, bei denen die Verwendung von Di-
butylphthalat in der Liste der Bestandteile deklariert 
war. Nach Aussagen des Verantwortlichen wurde die 
Zusammensetzung zwischenzeitlich geändert, aber 
noch Restbestände an alten Etiketten verwendet. 
Die Analyse im Kosmetiklabor des HU ergab, dass 
20 Proben den Weichmacher Dibutylphthalat in Ge-
halten zwischen 0,3 und 7,5 Prozent enthielten, das 
entspricht 0,3 Gramm bis 7,5 Gramm Weichmacher 
auf 100 Milliliter Nagellack. Dieser Nagellack war da-
mit nicht verkehrsfähig.Daraufhin wurden vor allem 
Restpostenläden im gesamten Stadtgebiet auf Altware 
von Nagellack überprüft. Auch hier fi elen insgesamt 18 
Proben auf, die Dibutylphthalat in Gehalten bis zu 7,5 
Prozent enthielten.

Nagellack: Schöner ohne gesundheitsschädigenden Weichmacher

Pistazien: Immer weniger Beanstandungen

Mykotoxine sind giftige Stoffwechselprodukte von 
Schimmelpilzen, die vor allem Nüsse, ölhaltige Samen 
und Getreide, aber auch Feigen und Rosinen unter be-
stimmten Umweltbedingungen während des Anbaus 
oder bei der Lagerung befallen können. Mehr als 300 
verschiedene Mykotoxine sind mittlerweile bekannt. 
Zu den gefährlichsten gehören die Afl atoxine. Diese 
Schimmelpilzgifte gelten als stark krebserregend. 

Einige Lebensmittel aus bestimmten Ländern sind 
in den vergangenen Jahren wiederholt durch erhöhte 
Afl atoxingehalte aufgefallen, etwa Pistazien aus dem 
Iran, Erdnüsse aus Ägypten, China und Argentinien 
oder Haselnüsse, Feigen und Paprikagewürz aus der 
Türkei. Für diese Lebensmittel haben die Europäische 
Union und das Bundesministerium für Ernährung, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz deshalb Ein-
fuhrbeschränkungen erlassen. So wird zum Beispiel 
jede Warenpartie iranischer Pistazien, argentinischer 
Erdnüsse oder türkischen Paprikagewürzes, die im 
Hamburger Hafen zur Einfuhr angemeldet wird, amt-
lich beprobt und im Mykotoxin-Labor des Instituts für 
Hygiene und Umwelt auf Afl atoxine untersucht. Wer-
den die Schimmelpilzgifte nachgewiesen und die Wa-
renpartien deswegen beanstandet, dürfen diese nicht 
in die EU importiert werden. 

Dabei sind in der Rückschau auf die letzte Dekade 
zwei erfreuliche Entwicklungen festzustellen: Zum ei-
nen konnte die Zahl der für den vorbeugenden gesund-
heitlichen Verbraucherschutz besonders wichtigen 
Einfuhruntersuchungen auf Afl atoxine seit 1998 durch 
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Entwicklung der  Anzahl der Einfuhruntersuchungen von iranischen Pistazien

Synergieeffekte und den Ausbau von Laborkapazi-
täten kontinuierlich gesteigert werden. Wurden 1998 
nur 22 Proben untersucht, so kletterte die Zahl auf 
1.022 Proben im Jahr 2006. Die Entwicklung zeigt das 
untenstehende Diagramm. Damit wurden im letzten 
Jahr 92 Prozent der insgesamt 1.110 unter amtlicher 
Aufsicht beprobten Warenpartien im HU analysiert; die 
restlichen acht Prozent der Einfuhruntersuchungen 
übernahm ein von der Überwachungsbehörde zugel-
assenes Handelslabor. Zum anderen zeigt sich bei der 
retrospektiven Betrachtung, dass bei der größten auf 
Afl atoxine untersuchten Warengruppe, den iranischen 
Pistazien, die Zahl der Beanstandungen in den ver-
gangenen Jahren deutlich zurückgegangen ist. Der 
nebenstehenden Tabelle ist zu entnehmen, dass die 
Beanstandungsquote von 68 Prozent im Jahr 1998 auf 
13 Prozent im Jahr 2006 zurückgegangen ist. 

Die beschriebene Entwicklung hat sich in den er-
sten sieben Monaten des Jahres 2007 fortgesetzt: Von 
626 untersuchten Partien iranischer Pistazien wurden 
51 beanstandet; das entspricht einem Rückgang der 
Beanstandungsquote auf acht Prozent – ein schöner 
Erfolg der amtlichen Überwachung im Sinne des ge-
sundheitlichen Verbraucherschutzes.

Beanstandungsquote von iranischen 
Pistazien seit 1998

Jahr n bea nb Bea-
Quote

1998 22 15 7 68 %

1999 27 18 9 67 %

2000 43 32 11 74 %

2001 96 81 15 84 %

2002 106 66 40 62 %

2003 314 219 95 70 %

2004 319 92 227 29 %

2005 606 140 466 23 %

2006 700 88 612 13 %
n:  Anzahl der Partien
bea:  Anzahl beanstandeter Partien
nb:  Anzahl nicht beanstandeter Partien
Bea-Quote:  Beanstandungsquote
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Nicht zugelassener gentechnisch veränderter Reis in Europa – Grenzen 
der Analytik

Wenn es darum geht, gentechnisch veränderte Orga-
nismen in Lebensmitteln aufzuspüren, übernehmen 
die Expertinnen und Experten des Gentechnik-Über-
wachungslabors des Bereichs Umweltuntersuchungen 
die Analytik und Bewertung – so auch im Herbst 2006 
bei der Untersuchung von Reis und Reisprodukten.

Gentechnisch veränderter Langkorn-Reis aus den 
USA: Reislinie LL601
Im August 2006 wurden europäische Behörden von 
den Agrarbehörden der USA über Verunreinigungen 
von konventionellen Langkorn-Reiserzeugnissen mit 
einer gentechnisch veränderten Reislinie informiert. 
Diese gentechnisch veränderte Reislinie LL601 besaß 
zu dem Zeitpunkt weder in den USA noch in der EU 
eine Zulassung zum Inverkehrbringen als Lebensmit-
tel und war vermutlich während der Erprobungsphase 
in Feldversuchen in den USA auf nicht geklärte Weise 
in das Saatgut einer konventionellen Langkorn-Reis-
sorte gelangt. Die daraus erzeugten Langkorn-Reis-
produkte waren schließlich in den USA und der EU 
vermarktet worden. 

Die gentechnische Veränderung der Reislinie 
LL601 zeigt eine große Übereinstimmung mit der 
gentechnisch veränderten Reislinie LL62, für die die 
Firma Bayer CropScience im Jahr 1999 in den USA 
eine Zulassung zum Anbau als Lebensmittel erhalten 
hatte. Im Jahr 2005 wurde für die Reislinie LL62 auch 
in der EU ein Antrag nach der Verordnung (EG) Nr. 
1829/2003 zur Verwendung als Lebens- und Futter-
mittel gestellt. Beide Linien gehen auf ein weitgehend 
identisches Gen-Konstrukt zurück, bei dem ein Gen 
für eine Herbizidresistenz aus einem Bakterium mit 
genetischen Kontrollelementen des Blumenkohl-Mo-
saikvirus kombiniert wurde. Ziel war es, eine Reislinie 
zu erzeugen, die eine Resistenz gegenüber dem von 
Bayer vertriebenen Total-Herbizid LibertyLink aufweist. 

Die beiden Reislinien können dadurch unterschieden 
werden, dass das verwendete Gen-Konstrukt an un-
terschiedlichen Stellen in ihrem Genom (Integrations-
ort) eingebaut ist. 

Genehmigungen zum Inverkehrbringen eines gen-
technisch veränderten Organismus (GVO) und Zu-
lassungen als Lebens- und Futtermittel gelten in Eu-
ropa und auch in den USA immer konkret für einen 
defi nierten Organismus und seine natürlichen Nach-
kommen. GVO mit dem gleichen Konstrukt, aber un-
terschiedlichen Integrationsorten dieses Konstrukts 
bedürfen vor der Zulassung einer unabhängigen Ri-
sikobewertung. Zudem existieren in Europa keine 
Schwellenwerte für gentechnisch veränderte Anteile 
in Lebens- und Futtermitteln, wenn es sich um Kon-
taminationen mit nicht zugelassenen gentechnisch 
veränderten Organismen handelt. Selbst Spuren sol-
cher GVO oder aus ihnen hergestellter Produkte wer-
den nicht toleriert. Derartige Lebens- oder Futtermittel 
müssen vom Markt genommen werden.

Die EU-Kommission hat daher noch im August 2006 
entschieden, dass das Inverkehrbringen von aus den 
USA importiertem Langkornreis nur dann erlaubt ist, 
wenn in einem Analysenbericht bestätigt wurde, dass 
das Erzeugnis keinen gentechnisch veränderten Reis 
der Linie „LL Reis 601“ enthält. Diese Analysen muss-
ten auf einer geeigneten validierten Methode beruhen 
und von einem akkreditierten Labor vorgenommen 
worden sein. 

Eine geeignete Methode und Referenzmaterial wur-
de von der Firma Bayer selbst zur Verfügung gestellt 
und war den Lebensmittelkontrollstellen über das eu-
ropäische Referenzlabor (CRL) zugänglich.

In Deutschland wurde im weiteren Verlauf vom 
Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit ein bundesweites Überwachungsprogramm 
von US-amerikanischen Langkornreis-Erzeugnissen 

Im Reagenzglas wird ein „Gen-Kon-
strukt“ hergestellt, das aus einem 
DNA-Abschnitt mit der gewünschten 
Funktion wie der Herbizidresistenz 
und den beiden die Genaktivitäten 
steuernden DNA-Abschnitten 
„Promotor“ und „Terminator“ be-
steht. Das Gen-Konstrukt wird 
in die Erbinformation der Zelle 
(hier: der Reispfl anze) eingefügt. 
Dadurch erhält der Organismus 
(Reispfl anze) neue Eigenschaften.
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initiiert, wobei Probennahme und Untersuchung von 
den Ländern durchgeführt wurde. Ziel dieses Überwa-
chungsprogramms war es zunächst, Informationen zu 
erhalten, ob Produkte mit LL601-Anteilen auch nach 
Deutschland verbracht worden waren, und um welche 
Lebens- oder Futtermittelprodukte es sich handelte.

In Hamburg wurden im Rahmen dieses Überwa-
chungsprogramms insgesamt 39 Proben untersucht. 
Dabei handelte es sich sowohl um Produkte aus dem 
Einzelhandel als auch um Sammelproben von Schiffs-
ladungen. Mehr als die Hälfte dieser Proben war posi-
tiv bezüglich der Reislinie LL601.

Eine besondere Brisanz der Ergebnisse kam da-
durch zustande, dass zum Teil Diskrepanzen zwischen 
den in den Begleitpapieren einer Charge attestierten 
negativen Analysenergebnissen und den positiven 
Resultaten bei der Nachuntersuchung im gentech-
nischen Überwachungslabor des Instituts für Hygiene 
und Umwelt (HU) auftraten. Vordergründig waren für 
beide Untersuchungen gleiche Analysenmethoden 
angewandt worden. Letztlich stellte sich heraus, dass 
für die Analysen zu geringe Probemengen eingesetzt 
worden waren und damit nur negative Ergebnisse 
erhalten werden konnten. Da der durchschnittliche 
Verunreinigungsgrad aller bis dahin untersuchten Pro-
ben bei 0,06 Prozent, entsprechend sechs positiven 
LL601-Körnern in 10.000 konventionellen lag, hätte 

eine adäquate Körnerzahl untersucht werden müssen. 
Die EU reagierte daher am 6. November 2006 mit ei-
ner Entscheidung, die die amtliche Probenahme und 
Analyse von Langkorn-Reisprodukten aus den USA 
an Einfuhrstellen verbindlich machte und die Untersu-
chungsmethode, einschließlich der Probenmenge von 
4 x 240 Gramm (entsprechend ca. 4 x 10.000 Körnern) 
festschrieb. Im Gegensatz zu einigen extern vorge-
legten Untersuchungsergebnissen waren die Untersu-
chungen im HU zuvor schon mit einer Methode erstellt 
worden, die weitgehend identisch mit der Vorschrift 
der EU-Entscheidung war.

Gentechnisch veränderte Reisnudeln aus China: 
Der Fall Bt63
Nahezu zeitgleich mit dem Erscheinen der ersten Mel-
dungen zu Kontaminationen von Langkorn-Reis aus 
den USA informierte Greenpeace am 5. September 
2006 die Öffentlichkeit über Reisprodukte aus China, 
die Anteile einer gentechnisch veränderten Reislinie 
(Codename Bt63) aufwiesen. 

In England, Frankreich und Deutschland waren ins-
gesamt 29 Reisnudelprodukte aus Asia-Läden unter-
sucht worden, von denen fünf Produkte gentechnisch 
veränderte Bestandteile aufwiesen. In China ist bisher 
kein gentechnisch veränderter Reis für die Vermark-
tung zugelassen. Bei der gentechnischen Veränderung 

Schute mit Reis bei der Löschung der Ware
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des Bt63-Reises handelte es sich um ein genetisches 
Konstrukt, bei dem ein Gen aus Bacillus thuringiensis 
mit Kontrollelementen aus Reis und dem Bakterium 
Agrobacterium tumefaciens kombiniert worden war, 
um den Reis gegen Insektenfraß resistent zu machen. 
Zur Überprüfung der Funktionsfähigkeit waren in Chi-

Reisnudelprodukt aus China

na in den vergangenen Jahren umfangreiche Frei-
setzungsversuche dieser gentechnisch veränderten 
Reislinien vorgenommen worden.

Gegenüber den Untersuchungen von Langkorn-
Reisproben aus den USA war bei den Analysen der 
Reisnudeln nicht die Probengröße ausschlaggebend 
für die Aussagekraft des Ergebnisses, da die gen-
technisch veränderten Bestandteile in den Reisnudeln 
nahezu homogen verteilt sind. Die limitierende Größe 
war bei diesen Untersuchungen die aufgrund des Ver-
arbeitungsgrades geringe Menge Reis-spezifi scher 
DNA in den Proben. 

Im Gentechnik-Labor des HU wurden aus Hambur-
ger Asia-Läden insgesamt 15 Produkte untersucht, 
von denen in vier Produkten gentechnisch veränderte 
Bestandteile sicher nachgewiesen wurden.

In den folgenden Monaten wurden diese Produkte 
im Rahmen von Nachbeprobungen wiederholt unter-
sucht. Die Feststellung, dass die entsprechenden, 
gentechnisch veränderten Reislinien nun nicht mehr 
nachweisbar waren, zeigte die Wirksamkeit der EU-
Maßnahmen im Sinne des Verbraucherschutzes.

Staubläuse im Mehl, Glassplitter im Gemüse, Tierhaare im Fleisch: Grund 
genug für eine Beschwerde
Wenn Verbraucher Motten in der gerade erstandenen 
Mehltüte oder Glassplitter im Tiefkühlgemüse entde-
cken, können sie sich an das Fachamt für Verbrau-
cherschutz, Gewerbe und Umwelt bei ihrem Bezirks-
amt wenden. Manche dieser so genannten Beschwer-
deproben kommen dann zur genaueren Untersuchung 
in die Lebensmittellabore des Instituts für Hygiene und 
Umwelt. In einigen Fällen werden auch die Kollegen 
aus der Schädlingsbekämpfung hinzugezogen, um die 
unerwünschte Zutat zu identifi zieren. 

So war eine Probe Weizenmehl mit Staubläusen 
befallen, eine andere Probe mit Mehlmotten. Ein Müsli 
enthielt neben gesunden Zutaten auch Dörrobstmot-
ten. Im Leinsamenschrot wurden Mottengespinste und 
Raupenkot entdeckt. Fladenbrot enthielt einen einge-
backenen Nachtfalter, ein Sonnenblumenbrot diente 
als Kinderstube für Dörrobstmottenraupen. Eine Pro-
be Marzipan enthielt ein Mottengespinst mit Kotbro-
cken. Sieben weitere Proben Schokolade enthielten 
Dörrobstmotten oder die tropische Speichermotte. 

Eine Beschwerdeprobe Joghurt enthielt auf dem 
Becherboden ein mit Joghurtmasse durchtränktes 
Papiertaschentuch. Eine Beschwerdeprobe Börek ent-
hielt einen etwa 2,5 x 5 Millimeter großen Glassplitter 
und musste als gesundheitsgefährdend beurteilt wer-
den. Bei Rotkohl aus dem Glas fanden sich ebenfalls 
scharfkantige Glassplitter.

Rindfl eisch im eigenen Saft enthielt als zusätz-
liche Beigabe Teile der behaarten Haut eines Rindes. 
Brühwurst aus Pferdefl eisch wurde wegen einer im 
Brät eingeschlossenen Schmeißfl iege als nicht zum 
Verzehr geeignet beurteilt. Grüne Schlieren in einer 
Beschwerdeprobe Mineralwasser entpuppten sich als 
Algen.

Beschwerdeproben sind in den meisten Fällen zwar 
echte Appetitverderber – eine Gefahr für die mensch-
liche Gesundheit ging jedoch auch im Jahr 2006 nur 
von wenigen Proben aus.

Wenig appetitlich: Fleischkonserve mit Fellresten
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Blauzungen-Monitoring: Eine neue Aufgabe im veterinärmedizinischen 
Labor

Die Blauzungenkrankheit (BT, englisch: Bluetongue) ist 
eine für den Menschen nicht ansteckende Infektions-
krankheit, die von Insekten, insbesondere bestimmten 
Mücken übertragen wird und an der vor allem Schafe 
erkranken. Rinder, Ziegen und Wildwiederkäuer kön-
nen auch erkranken, bei ihnen nimmt die Krankheit 
aber eher einen leichten Verlauf oder zeigt gar keine 
Symptome. Der Erreger der Blauzungenkrankheit, ein 
Orbivirus, welches in 24 verschiedenen Serotypen vor-
kommt, ist für den Menschen nicht gefährlich. Fleisch 
und Milchprodukte können also ohne Bedenken kon-
sumiert werden. 

Weltweit kommt die Blauzungenkrankheit vor allem 
in wärmeren Regionen vor; sie ist jedoch seit einigen 
Jahren auch in die Mittelmeer-Länder vorgedrungen 
und wurde erstmals am 21. August 2006 in Deutsch-
land festgestellt. 

Die Blauzungenkrankheit ist eine anzeigepfl ichtige 
Tierseuche. Nach Angaben des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
sind bis zum  21. August 2007 insgesamt 1.618 Fälle 
bei Rindern, Schafen und Wildwiederkäuern bestätigt 
worden. Zwischen Juni und August 2007 trat die Blau-
zungenkrankheit in Nordrhein-Westfalen (434 Fälle), 
Rheinland-Pfalz (66 Fälle) und Hessen (43 Fälle) auf; 
aber auch in Niedersachsen wurde ein Fall registriert.

Die Bekämpfung der Blauzungenkrankheit ist im 
Wesentlichen darauf ausgerichtet, durch Verbrin-
gungsbeschränkungen eine Ausbreitung zu minimie-

ren. Rechtliche Grundlagen hierfür sind – neben den 
Vorschriften des internationalen Tierseuchenamtes 
(World Organisation for Animal Health, OIE) – die Ver-
ordnung zum Schutz gegen die Blauzungenkrankheit 
und die Verordnung zum Schutz vor der Verschlep-
pung der Blauzungenkrankheit.

Ein Blauzungen-Monitoring in Sperrzonen wurde 
eingerichtet, um die Virusverbreitung dort festzustel-
len und um die bisher als BT-frei erachteten Gebiete 
auch als tatsächlich BT-frei zu bestätigen. 

In diesem Monitoring-Programm zur Bekämpfung 
der BT wurden folgende „geografi sche Einheiten“ fest-
gelegt: 

20-Kilometer-Sperrzonen um die Betriebe mit 
BT-Nachweis
Restriktionszonen von 150 Kilometern um diese 
Betriebe und 
Randgebiete um die Restriktionszone. 

Aufgrund eines BT-Ausbruchs im Landkreis Harburg 
liegen die Hamburger Bezirke Bergedorf und Harburg 
sowie bestimmte Ortsteile des Bezirks Hamburg-Mit-
te seit dem 4. September 2007 in einer 20-Kilometer-
Sperrzone.

Im Rahmen des BT-Monitorings in Hamburg wur-
den im Dezember 2006 im veterinärmedizinischen La-
bor des HU die ersten 30 Blutproben mit negativem 
Ergebnis untersucht. Von Januar bis Ende Juli 2007 
wurden weitere 340 Blutproben untersucht, die eben-
falls alle negativ waren.

1.

2.

3.

Blauzungenkrankheit bei Schafen (Quelle: Iowa State University; www.cfsph.iastate.edu)
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Dem Virus auf der Spur

Die Virologie des HU, ein Laborbereich in der interdis-
ziplinären Abteilung Mikrobiologischer Verbraucher-
schutz, beschäftigt sich mit dem Nachweis von Viren, 
ihren Bestandteilen, ihrem Genom oder spezifi schen 
Antikörpern. Sowohl menschliches und tierisches 
Material als auch Lebensmittel- und Wasserproben 
werden fachübergreifend nach einer speziellen Vorbe-
reitung mit den gleichen klassisch virologischen oder 
molekularbiologischen Methoden untersucht. 

Das Spektrum umfasst alle humanmedizinisch re-
levanten einheimischen Erreger, insbesondere zoono-
tische, also vom Tier auf den Menschen übertragbare 
Viren wie etwa aviäre und humane Infl uenza- oder 
Tollwutviren. Durch die Kooperation mit veterinärme-
dizinischen Fachkollegen gehört die Virologie des HU 
zu den wenigen Laboren, in denen human- und vete-
rinärmedizinisches Know-how zusammenfl ießen und 
die Anzucht von Tollwut-Viren etabliert ist. 

Den inhaltlichen Schwerpunkt des Laborbereichs 
bilden die viralen Gastroenteritiserreger (Durchfaller-
reger) wie Noro- oder Rotaviren, die speziesübergrei-
fend sowie in Nahrungsmitteln und Wasser getestet 
werden. Einsender sind vor allem Gesundheits- und 
Bezirksämter sowie Gemeinschaftseinrichtungen, 
wenn sie von einem Krankheitsausbruch betroffen 
sind. Aber auch Krankenhäuser, niedergelassene La-
borgemeinschaften und Ärzte schicken ihre Proben 
zur Diagnostik ins virologische Labor des HU. 

Die folgenden Beispiele verdeutlichen das breite 
Aufgabenspektrum dieses Labors.

Norovirus-Epidemie 2006/2007
Zwischen Oktober 2006 bis Juni 2007 trat die bisher 
größte in Deutschland registrierte Norovirus-Epidemie 
auf. In Hamburg übernimmt die Virologie des HU die 
Labordiagnostik für den Öffentlichen Gesundheits-

dienst, um möglichst frühzeitig Infektionsursachen zu 
erkennen und eine Ausbreitung zu verhindern. 

Bei der letzten Epidemie wurden in der Virologie 
1.602 Stuhlproben untersucht, die  unter anderem 
von 113 Infektions-Ausbrüchen stammten. Bei etwa 
80 Ausbrüchen (510 positive Proben) konnte Noro-
virus als Ursache festgestellt werden. Die Stuhlpro-
ben stammten von Patienten mit Erbrechen und/oder 
Durchfall aus Gemeinschaftseinrichtungen wie Alten-
heimen, Krankenhäusern und Kindergärten. Weitere 
Proben von Familien oder einzelnen Patienten wurden 
über Laborärzte eingesandt. Um adäquate Maßnah-
men gerade auch auf Säuglings- oder Intensivstati-
onen einleiten zu können, benötigten die betroffenen 
Einrichtungen zeitnah die Untersuchungsergebnisse. 
Daher wurde das gängige Verfahren zum Nachweis 
von Norovirus auf ein schnelles, ebenso zuverlässiges 
Verfahren umgestellt. 

Begleitend wird in der Virologie auch geforscht, 
etwa in methodischen Studien zur Norovirus-Diagnos-
tik oder auch in der molekularbiologischen Überwa-
chung des Virus. Bereits im Oktober 2006 ergab eine 
gezielte Sequenzierung von positiven Stichproben 
aus verschiedenen Bezirken Hamburgs drei neue 
Subtypen des seit zwei Jahren dominierenden Noro-
virustyps der Genogruppe II.4. Diese Beobachtung 
wurde zeitgleich auch von einer niederländischen Ar-
beitsgruppe gemacht. 

Enterovirus-Surveillance in Norddeutschland
Enteroviren gehören zur Familie der Picornaviren und 
umfassen das Polio-, ECHO- und Coxsackievirus so-
wie Enterovirus 68-71. Bisher wurde in Deutschland 
nur das Poliovirus im Rahmen des Programms zur 
Ausrottung der Kinderlähmung systematisch unter-
sucht. Eine Meldepfl icht nach dem Infektionsschutz-
gesetz besteht lediglich bei einem gehäuften Auftreten 
von Enteroviren.

Diese Viren können jedoch beim Menschen anste-
ckende und zum Teil schwere Erkrankungen auslösen. 
Dabei variieren die Symptome erheblich: von Durch-
fall- und Erkältungskrankheiten (Sommergrippe), der 
Hand-Mund-Fuß-Krankheit („Pustelkrankheit“) bis hin 
zu Lähmungen, Hirnhaut- oder Herzbeutelentzün-
dungen. Enteroviren treten besonders im Sommer häu-
fi g auf. Um sich ein klareres Bild über die Verbreitung 
dieser Viren zu verschaffen, läuft in Deutschland ein 
zunächst zweijähriges Pilotprojekt zur Überwachung 
von Enteroviren im Zusammenhang mit Gehirnhaut-
entzündungen, den sogenannten aseptischen Menin-
gitiden, die vor allem Kinder betreffen. Bei diesem Pro-
jekt, das federführend vom Landes-Untersuchungsamt 
Hannover durchgeführt wird, untersucht die Virologie 
der Abteilung Mikrobiologischer Verbraucherschutz Norovirusinfektionen gehen mit heftigen Durchfällen einher
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als norddeutsches Schwerpunktlabor Stuhl- und Li-
quorproben aus Hamburg und Umgebung. 

Im Sommer 2006 wurde dadurch erstmals ein grö-
ßerer Meningitis-Ausbruch bei Säuglingen und Klein-
kindern mit dem ECHO 30-Virus in Hamburg nachge-
wiesen. Zwischen Juni und Oktober 2006 wurden 38 
Fälle von ECHO 30-Viren bei Kindern mit Meningitis-
symptomen im virologischen Labor diagnostiziert. Die 
ersten zwei derartigen Fälle waren bereits im Dezem-
ber 2005 aufgetreten, und im November/ Dezember 
2006 wurden die vorerst letzten Fälle registriert. 

Wahrscheinlich wird sich nach Ausrottung der Po-
lio-Erkrankungen in Deutschland dieses neue Surveil-
lance-System durchsetzen, das somit zu einer Dau-
eraufgabe für den Öffentlichen Gesundheitsdienst im 
Rahmen des Infektionsschutzgesetzes avancieren 
wird. 

Die Tabelle stellt die aus Stühlen der Enterovirus-
Surveillance isolierten Enteroviren dar. Die hohe Zahl 

von Viren des Typs ECHO 30 gibt eine Häufung im 
Zusammenhang mit Meningitis-Fällen bei Kindern 
wieder. Diese Epidemie wäre ohne das neue Überwa-
chungssystem nicht entdeckt worden.

Menschliche Tollwut nach Hundebiss in 
Nordafrika
Durch die fachübergreifende Erfahrung in der Anzucht 
von Tollwutviren war die Virologie des HU zum zweiten 
Mal nach 2005 – damals wurden die Organe einer mit 
Tollwut infi zierten Frau nach ihrem Tod transplantiert; 
drei Organempfänger starben – in einen menschlichen 
Tollwutfall involviert. Am 18. April 2007 wurde ein 55-
jähriger Mann aus Nordrhein-Westfalen in das Uni-
versitätsklinikum Hamburg-Eppendorf überwiesen. Er 
war während eines Aufenthalts in Marokko von einem 
Hund gebissen worden und hatte nach seiner Rück-
kehr neurologische Symptome entwickelt. Das Auftre-
ten von Schluckstörungen führte zu der Verdachtsdi-
agnose Tollwut. Diesen Verdacht konnte die Virologie 
des Bernhard-Nocht-Instituts (BNI) durch molekular-
biologische Tests bestätigen. Danach wurden dem 
Patienten weitere Proben entnommen, auch um ein 
Virusisolat herzustellen. Am 1. Mai 2007 gelang es der 
Virologie des HU, ein Isolat aus einer Hirnstanzprobe 
anzuzüchten. Noch immer gilt die Virusanzucht in der 
Zellkultur als Goldstandard in der Beweisführung die-
ser folgenschweren Infektion, wobei auch hier moder-
ne Methoden stetig an Bedeutung gewinnen. 

Trotz intensivster ärztlicher Bemühungen verstarb 
der Patient nach wenigen Wochen, weil es nach wie 
vor keine wirksame Therapie gegen eine Tollwuter-
krankung gibt. Der einzige Schutz gegen die Tollwut 
ist und bleibt eine Impfung, die vorbeugend oder un-
mittelbar nach dem Biss durch ein tollwutverdächtiges 
Tier durchgeführt werden kann. 

Nachgewiesene Subtypen der Enteroviren 

Virus
Virustypisierungen

2006 2005

ECHO-Virus gesamt 53 6

ECHO  4 1

ECHO  9 2

ECHO 18 2

ECHO 21 2

ECHO 25 4

ECHO 30 42

Auf der Straße lebende Hunde können mit Tollwut infi ziert sein
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Die Abteilungen „Medizinische Mikrobiologie“, „Hygiene“ und „Zentrum für Impfmedizin und Infekti-
onsepidemiologie“ des Instituts für Hygiene und Umwelt tragen bei zur epidemiologischen Aufklärung 
über die Häufi gkeit und die Virulenz von Erregern, zur Städtehygiene und zur Infektionsprävention. 
Sie sind damit bedeutende Zweige des öffentlichen Gesundheitsdienstes. Die Tätigkeiten sind eng 
verzahnt mit den gesundheitspolitischen Aufgaben der Hamburger Bezirke: Sie dienen einerseits der 
Aufklärung und Weiterbildung über gesundheitliche Risiken in Zusammenhang mit übertragbaren Er-
krankungen, andererseits bieten sie aber auch konkrete und praktische Hilfe bei Fragestellungen rund 
um die Themen Infektionen, Hygiene und Schädlingsbekämpfung. 

Das Spektrum umfasst somit die Erkennung infektiologischer Risiken und Verbreitung bestimmter 
Infektionserkrankungen, die Diagnostik von Infektionskrankheiten bis hin zur Unterstützung bei der bi-
oterroristischen Gefahrenabwehr sowie die Beratung zur Prophylaxe (zum Beispiel Impfungen, Kran-
kenhaushygiene). Hinzu kommen Aufgaben der Schädlingsbekämpfung wie etwa die Bekämpfung 
von Ratten und Kleinungeziefer sowie die Entlausung von Kindern und Erwachsenen. Amtliche Auf-
gaben werden vor allem bei der Begasungsaufsicht im Hafen und bei der Unterstützung der Bezirke 
in der Krankenhausaufsicht sowie der Infektionsepidemiologie wahrgenommen. 

Für eine Reihe Hamburger Dienststellen und Krankenhäuser werden in den Laboren des HU mi-
krobiologische und hygienische Untersuchungen durchgeführt. Zu den Kunden zählen zum Beispiel 
der Hafenärztliche Dienst, Gesundheitsberatungsstellen, Bezirksämter und Krankenhäuser. Sehr viel 
Wert wird auch auf ein umfangreiches Weiterbildungsangebot für Angehörige medizinischer und hygi-
enischer Berufe gelegt. Ziel dieser Aktivitäten ist es, den Präventionsgedanken bei der Verhinderung 
des Auftretens infektiöser Erkrankungen maßgeblich zu stützen.
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Bessere Kontrolle durch Begasungsdatei
Aufbau einer elektronischen Plattform zur Überwachung der Anwendung von 
hochtoxischen Gasen in Hamburg

Jeden Tag werden in Hamburg an verschiedenen Stel-
len und auf besonders dafür behördlich zugelassenen 
Plätzen Begasungen in abgeschlossenen Räumen 
– vor allem in Containern – vorgenommen. Ziel dieser 
Aktionen ist es, Pfl anzen-, Vorrats- und Gesundheits-
schädlinge in Waren zu bekämpfen. Eine für den Laien 
kaum vorstellbare Palette von Waren und Gegenstän-
den wird mit Gasen beschickt, zum Beispiel Getrei-
de, Kaffee oder Baumstämme. Gase werden deshalb 
verwendet, weil sie in geschlossenen Räumen das zu 
begasende Gut durchdringen, jeden Winkel und somit 
auch alle Schädlinge erreichen. Andererseits verfl ie-
gen Gase bei sachgemäßer Belüftung schnell wieder, 
ohne gesundheitsschädliche Rückstände zu hinterlas-
sen. Es gelangen auch aus anderen Ländern bereits 
mit Gasen beschickte Container nach Hamburg, die 
hier unter fachlicher Aufsicht entlüftet und freigemes-
sen werden müssen.

Da es sich bei den Gasen um gefährliche Stoffe 
handelt, gibt es ein Regelwerk, das sich auf die Ge-
fahrstoffverordnung stützt, die Technische Richtlinie 
512 (TRGS 512). Diese legt den Umgang mit gefähr-
lichen Stoffen genauestens fest. Das Institut für Hy-
giene und Umwelt überwacht gemeinsam mit dem 
Hamburg Port Health Center und der Wasserschutz-
polizei die Einhaltung der TRGS 512. Auch das Amt 
für Immissionsschutz und Betriebe der Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt nimmt Aufgaben bei der 
Überwachung wahr. 

Alle Begasungen in Hamburg müssen beim HU 
angemeldet werden. Das Institut genehmigt nach vor-
heriger Besichtigung die Begasungsplätze nach den 

Regularien der TRGS 512. Werden Sicherheitsmaß-
nahmen nicht eingehalten, kann die Genehmigung 
widerrufen werden. Deshalb werden alle Begasungs-
plätze stichprobenartig auf Einhaltung der TRGS 512 
hin kontrolliert. Werden Importcontainer im Hafen auf-
fällig – besteht also der Verdacht, dass sie noch unter 
Gas stehen, aber nicht ausreichend gekennzeichnet 
sind oder dass Papiere mit dem Hinweis „begast“ feh-
len –, erhalten diese von der Wasserschutzpolizei ein 
Transportverbot. Auch das HU kann ein Transportver-
bot aussprechen oder die Entladung der verdächtigen 
Container stoppen. 

Das Transportverbot kann erst aufgehoben wer-
den, wenn die Kennzeichnung und die fehlenden Pa-
piere nachgereicht werden oder wenn die Container 
freigemessen worden sind. Das Freimessungspro-
tokoll erhält das HU und leitet dieses weiter an die 
Wasserschutzpolizei bzw. an das Gate mit der Bitte 
um Aufhebung des Transportverbotes. Werden Trans-
portverbote ohne Freimessung aufgehoben und liegt 
der Bestimmungsort des Containers außerhalb Ham-
burgs, muss der Container an seinem Bestimmungs-
ort freigemessen werden. Dieser Vorgang unterliegt 
der Überwachung der dortigen Behörden.

Zurzeit wird unter der Federführung des HU zusam-
men mit dem Hamburg Port Health Center, der Was-
serschutzpolizei und den zuständigen Behörden inten-
siv an einem elektronischen Portal gearbeitet, welches 
ermöglichen soll, alle die TRGS 512 betreffenden be-
aufsichtigungs- bzw. anzeigepfl ichtigen Vorgänge über 
eine gemeinsame Datenbank mit Anbindung an das 
Internet ablaufen zu lassen. Ziel der gemeinsamen 

Begasungsdatei ist eine schnellere Infor-
mation und Transparenz für die einzelnen 
Dienststellen, die sich unter verschie-
denen Zuständigkeiten mit dem Thema 
Begasung befassen. Der Datenaustausch 
zwischen den jeweiligen Dienststellen soll 
erleichtert werden und zur effi zienteren 
Aufgabenerledigung führen. Davon wür-
den auch zahlreiche Firmen profi tieren, 
die viele Formalien, die die Begasungen 
betreffen, heute noch per Fax abwickeln 
müssen. In Zusammenarbeit mit bereits 
auf dem privaten Sektor in Hamburg ent-
standenen Datenkommunikationssyste-
men für Schiffe und Container ist eine 
Gesamtlösung in Arbeit, die auch für wei-
tergehende Projekte der elektronischen 
Abwicklung von Verwaltungsvorgängen 
(Stichwort E-Government) geeignet sein 
wird.Begasungsplatz der Hamburger Hafen und Logistik AG am Burchardkai
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Die Natur schlägt zurück
Wie kleine Spinnentiere Großstädter in Panik versetzen 

Jedes Jahr zur Sommerzeit berichten die Medien aus-
führlich über Zecken und die durch sie übertragenen 
Krankheiten. FSME und Borreliose sind zu beliebten 
Gesprächsthemen geworden, jeder hat darüber ge-
lesen und ist seitdem nur noch mehr verunsichert. 
Nachdem auch bekannte Fußballhelden öffentlich 
unter einer Borrelien-Infektion litten, fühlte sich so 
mancher beim Gedanken an einen Spaziergang im 
Grünen nicht mehr wohl. Fleißig berichteten die Medi-
en über den krankheitsbedingten Ausfall eines Mittel-
feldspielers – seine Genesung fand kaum Beachtung. 
Auch bei den vielfachen Meldungen zur Zunahme der 
FSME-Risikogebiete wurde oft nicht klar dargestellt, 
dass dies nicht auf aggressivere Zecken und gefähr-
lichere Viren zurückzuführen, sondern vor allem da-
rin begründet ist, dass das Robert Koch-Institut (RKI), 
die zentrale Einrichtung des Bundes zur Krankheits-
überwachung und -prävention, neue sinnvolle Defi ni-
tionen für FSME-Risikogebiete aufgestellt hat: 32 der 
33 Stadt- und Landkreise, die als neue Risikogebiete 
deklariert wurden, weisen keine erhöhte Rate von 
neuen Erkrankungen im Kreis selber auf. Diese Kreise 
wurden als FSME-Risikogebiet defi niert, weil die Häu-
fi gkeit der übermittelten FSME-Erkrankungen in den 
angrenzenden Kreisen erhöht war. 

Vermutlich hat diese in unzähligen Medien disku-
tierte Meldung dazu geführt, dass sich 2007 mehr 
Menschen als in den letzten Jahren gegen FSME im-
munisieren ließen. So kam es zu einem ernsthaften 
Impfstoff-Engpass, obwohl beide Hersteller bereits 
deutlich mehr FSME-Impfstoffdosen produziert und 
an Apotheken und Großhandel ausgeliefert hatten. In 
der Folge mussten vom Paul-Ehrlich-Institut (PEI), der 
zentralen Einrichtung des Bundes für biomedizinische 
Arzneimittel wie Impfstoffe, neue Richtlinien für die 
Durchführung von FSME-Impfungen herausgegeben 
werden. Um zu verhindern, dass in Risikogebieten 
notwendige Impfungen nicht verabreicht werden kön-
nen, wurden Ärzte angehalten, Impfungen nur dann 
vorzunehmen, wenn der Patient sich in einem FSME-
Risikogebiet aufhält oder eine Reise dorthin plant und 
von einem hohen Expositionsrisiko auszugehen ist. 
Konkret bedeutet das zum Beispiel für Hamburger 
Bürgerinnen und Bürger: Eine FSME-Impfung ist zur-
zeit nicht erforderlich, wenn eine Städte-Reise nach 
München geplant und ein Aufenthalt in der freien Natur 
nicht vorgesehen ist.

Dies macht deutlich, wie wichtig es ist, Ärzte und 
Laien mit sachlicher Information aufzuklären, Hinwei-
se zu geben, welche Risiken existieren und wie man 
sich schützen kann. Daher wurde vom Institut für Hy-
giene und Umwelt rechtzeitig vor Beginn der Hambur-

ger Sommerferien ein aktuelles Faltblatt zum Thema 
Zecken herausgegeben.

Zecken – wo sie vorkommen und wie man sich 
schützen kann
Zecken gehören zu den Milben und Spinnentieren. 
Sie sind Parasiten und ernähren sich von Säugetier-
blut. Die für den Menschen bedeutsamste Zecke Mit-
teleuropas ist der „Gemeine Holzbock“, sie gehört zu 
den Schildzecken. Seit einigen Jahren wird aber auch 
vermehrt die ebenfalls zur Familie der Schildzecken 
gehörende Auwaldzecke in Deutschland beobachtet. 
Die Zecke kann unterschiedliche Krankheitserreger 
(Bakterien, Viren und Parasiten) beherbergen und die-
se auch auf den Menschen übertragen.

Zecken sind in Europa nahezu überall verbreitet, 
wo sie einen Wirt (kleine und große Säugetiere) fi n-
den: besonders häufi g am Waldrand, im Unterholz und 
auf Lichtungen, nicht jedoch in alpinen Lagen ab 1.000 
Metern Höhe. Auch in Hamburg sind Zecken zu fi nden; 
hier bevorzugen sie Parks und Gärten. Auf Farnen und 
Gräsern harren sie notfalls Monate aus, bis ein Säuge-

Die Zecke, ein kleines Spinnentier mit großer Wirkung
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tier vorbei kommt. Wenn ihr mögliches Opfer sie streift, 
krallen sie sich an diesem fest, wandern auf der Haut 
oder im Fell umher und suchen nach einer passenden 
Stelle für ihre Blutmahlzeit. Wenn die Zecke sticht und 
beginnt, das Blut einzusaugen, gibt sie immer wieder 
eine Flüssigkeit in die Wunde, die die Blutgerinnung 
verhindert und zudem eine schmerzstillende Wirkung 
hat. Dies bewirkt, dass der Zeckenstich nicht bemerkt 
und damit die Zecke oft nicht entdeckt wird. 

Um Zeckenstiche zu vermeiden und das Risiko an 
einer durch Zecken übertragbaren Infektion zu erkran-
ken zu minimieren, sollten folgende Grundsätze be-
achtet werden:

Gebüsch, Hecken, hohes Gras und Unterholz 
möglichst meiden
Kleidung entsprechend wählen: möglichst viele 
Hautpartien bedecken
helle Kleidung erleichtert das Erkennen von 
Zecken 
Zecken abweisende Cremes oder Sprays benut-
zen 
Körper nach einem Ausfl ug gründlich nach Zecken 
abzusuchen
stechende Zecken umgehend, aber vorsichtig ent-
fernen, dabei auf keinen Fall quetschen

•

•

•

•

•

•

Die beiden wichtigsten Infektionskrankheiten, die von 
Zecken übertragen werden können, sind in Nordeu-
ropa die Borreliose und (schon deutlich seltener) die 
Frühsommer-Meningoenzephalitis (FSME). Beide In-
fektionen werden nicht von Mensch zu Mensch über-
tragen.

Borreliose
Die Borreliose (Synonym: Lyme-Borreliose) ist eine 
weltweit verbreitete, bakterielle Infektionskrankheit 
des Menschen, die hauptsächlich durch Zecken über-
tragen wird. Anders als bei FSME gibt es keine spe-
ziellen Risikogebiete, das heißt, es besteht in ganz 
Deutschland ein gewisses Risiko, sich durch einen 
Zeckenstich mit Borrelien anzustecken. Das Risiko 
einer Ansteckung mit Borrelien steigt mit der Verweil-
dauer der Zecke am Körper. Man kann davon ausge-
hen, dass erst nach etwa 12 bis 24 Stunden Borrelien 
auf den Menschen übertragen werden. Eine schnelle 
Entfernung der Zecke, möglichst bevor sie Blut saugt, 
ist daher eine bedeutende Präventionsmaßnahme. 

Da nur ein Teil der Zecken in Deutschland mit dem 
Bakterium Borrelia burgdorferi befallen ist (fünf bis 35 
Prozent) und nicht jede befallene Zecke die Borreli-
en überträgt, wird nur ein vergleichsweise geringer 
Prozentsatz der Gestochenen infi ziert. Man rechnet 
ungefähr mit einer Borreliose-Erkrankung in der Be-
völkerung auf ca. 100 Zeckenstiche. Auch führt eine 
Infektion nicht in jedem Falle zu einer Erkrankung. 
Eine Infektion mit Borrelien bleibt für die Betroffenen 
oft ohne Folgen. So ist bekannt, dass zwischen fünf 
und 25 Prozent der gesunden Bevölkerung Antikörper 
gegen Borrelien haben. Sie hatten also irgendwann 
eine Borrelien-Infektion, ohne es zu merken, weil die 
Erkrankung ohne eindeutige oder erkennbare Sym-
ptome verlief.

Wie viele Infektionen durch Borrelien es jährlich in 
Deutschland gibt, kann nur geschätzt werden. Exakte 
Daten existieren nicht, da keine bundesweite Mel-
depfl icht für Borrelien-Erkrankungen existiert. In den 
östlichen Bundesländern erfasste Daten zeigen eine 
Zunahme der gemeldeten akuten Neuerkrankungen. 
Dies ist sicherlich multifaktoriell bedingt. Vermutlich 
spielt das erhöhte Bewusstsein für die Erkrankung bei 
der Öffentlichkeit und bei den Ärztinnen und Ärzten 
eine Rolle, ebenso die verbesserte Diagnostik. Wei-
tere Gründe könnten zum Beispiel günstigere klima-
tische Bedingungen für Zecken und ihre Wirte sein. 
Änderungen im Freizeitverhalten sind ebenfalls häufi g 
diskutierte mögliche Ursachen für vermehrte Infekti-
onen.

Eine Untersuchung der Häufi gkeit von Borrelien-In-
fektionen aus der Region um Würzburg fand in einem 
Zeitraum von zwölf Monaten bei 279.000 Einwoh-
nern 313 Fälle der sogenannten Lyme-Borreliose. Bei 
knapp 90 Prozent der an Borreliose Erkrankten trat als 
Frühsymptom die so genannte Wanderröte (Erythema 

Nach dem Spiel im Freien oder nach dem Ausfl ug sollte der Körper 
vorsichtshalber nach Zecken abgesucht werden
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migrans) auf. Diese kann, ebenso wie andere Frühma-
nifestationen (etwa Erkrankungen des Nervensystems 
oder der Lymphknoten) in fast allen Fällen durch eine 
ausreichende Antibiotikatherapie wirkungsvoll behan-
delt werden. Chronische Erkrankungen in Folge einer 
Borrelien-Infektion machen nur einen geringen Teil der 
Erkrankungsfälle aus. Bei der Behandlung chronischer 
Infektionen kann es zu einem verzögerten Ansprechen 
auf die Therapie kommen, das heißt nach einer wirk-
samen Antibiotikatherapie bestehen die Beschwerden 
zunächst weiterhin. Wird die Behandlung sehr spät 
eingeleitet, ist manchmal keine vollständige Rückbil-
dung der Symptomatik zu erzielen.

FSME
Die Frühsommer-Meningoenzephalitis (FSME) ist eine 
durch Zecken übertragene Viruserkrankung der Hirn-
häute, des Gehirns und des Rückenmarks. Von Mai 
bis November ist die Infektionsgefahr am größten. Die 
FSME-Viren werden direkt nach dem Zeckenstich mit 
dem Speichel der Zecke übertragen. Zecken tragen 
allerdings seltener das FSME-Virus in sich als Borre-
lien-Bakterien. In Deutschland wurden im Jahr 2006 
mit 546 FSME-Fällen mehr Erkrankungen als in den 
Vorjahren an das RKI gemeldet. Diese wurden zum 
allergrößten Teil in den ausgewiesenen Risikogebie-
ten erworben. 

In den nord- und nordostdeutschen Bundesländern 
kommt FSME derzeit nicht oder kaum vor; nur verein-
zelt wurden hier in den letzten Jahrzehnten FSME-
Fälle registriert, die nicht auf eine Reise zurückgeführt 
werden konnten. Zecken, die das FSME-Virus in sich 
tragen, kommen dagegen häufi g in Bayern und Ba-
den-Württemberg und in einigen wenigen Landkreisen 
der Bundesländer Hessen, Thüringen und Rheinland-
Pfalz vor. FSME-Infektionen nach Zeckenstichen wer-
den unter anderem auch aus der Schweiz, Österreich 
und Skandinavien gemeldet. Dabei ist auch in den süd-
lichen Nachbarländern Schweiz und Österreich eine 
Zunahme der Infektionen zu verzeichnen. Besonders 
bemerkenswert ist jedoch, dass in Öster reich zwar 

ebenfalls ein Anstieg der Inzidenz festgestellt wurde, 
die Gesamtzahl für 2005 und 2006 aber bei 100 bzw. 
84 Fällen liegt, während es aus den Jahren 1980 bis 
1985 jährlich zwischen 240 und 612 gemeldete Fälle 
gab. Durch breit angelegte Impfkampagnen konnte die 
Durchimpfungsrate auf über 85 Prozent der Bevölke-
rung gesteigert und die Infektionsrate damit auf beein-
druckende Weise gesenkt werden. 

Weniger als die Hälfte der mit FSME infi zierten 
Menschen entwickelt Krankheitserscheinungen. Die 
Krankheit verläuft oft in zwei Phasen. Zunächst kön-
nen Fieber und grippeähnliche Beschwerden auftre-
ten. Nach einer fi eberfreien Zeit von bis zu drei Wo-
chen kann eine zweite Erkrankungsphase mit Fie-
ber, Kopfschmerzen, Müdigkeit, Übelkeit, Erbrechen, 
Entzündungen der Hirnhäute, des Gehirns und des 
Rückenmarks folgen. Ebenso können Lähmungen 
auftreten. 30 bis 40 Prozent leiden nach einer FSME-
Erkrankung unter länger anhaltenden oder sogar 
bleibenden Schäden, zu denen Kopfschmerzen, Läh-
mungserscheinungen sowie in Einzelfällen auch Epi-
lepsie zählen. In seltenen Fällen kann die Infektion mit 
FSME auch tödlich verlaufen.

Schutz durch Impfung – aber mit Augenmaß
Da es keine Medikamente gegen das FSME-Virus 
gibt, ist der vorbeugende Schutz durch eine Impfung 
besonders wichtig. Dies gilt für Risikogruppen (dazu 
gehören land- und forstwirtschaftlicher Berufsgrup-
pen), sowie Kinder und Erwachsene, die sich in den 
betroffenen Gebieten in der Natur aufhalten und dort 
zum Beispiel wandern, Pilze und Beeren sammeln, 
Rad fahren, joggen, picknicken, zelten oder durch an-
dere Aktivitäten engen Naturkontakt haben.

Eine Impfung gegen FSME kann in jeder Hausarzt-
praxis durchgeführt werden. 

In Hamburg bietet das Impfzentrum Hamburg, eine 
Einrichtung des Instituts für Hygiene und Umwelt, 
umfassende individuelle reisemedizinische Beratung 
und die erforderlichen Impfungen, zum Beispiel gegen 
FSME, an.

Die Wanderröte ist ein frühes Zeichen für eine Borreliose-Infektion FSME-Virus im Elektronenmikroskop (Quelle: www.zecken.de)
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Krankheitsausbrüche in Gemeinschaftseinrichtungen 
wie Kinderdergärten, Schulen oder Altenheimen stel-
len den Öffentlichen Gesundheitsdienst immer vor 
gewisse Herausforderungen. Um derartige Gesche-
hen wirksam eindämmen zu können, kommt es insbe-
sondere darauf an, die Infektionsquelle(n) aufzufi nden 
und gegebenenfalls unwirksam zu machen, sowie zu 
überwachen und zu prüfen, ob Infektionsketten von 
Mensch zu Mensch entstanden sind und diese zu un-
terbinden. Dazu benötigt man möglichst detaillierte Er-
kenntnisse zu den örtlichen und zeitlichen Gegeben-
heiten des Geschehens sowie zu den Charakteristika 
der betroffenen Personen. 

Die in Deutschland noch relativ junge Disziplin der 
angewandten Infektionsepidemiologie (manchmal 
auch als „Feldepidemiologie“ bezeichnet) stellt ein Re-
pertoire von beschreibenden und analysierenden Me-
thoden und Verfahren bereit, das bei allen Ausbrüchen 
anwendbar ist und für deren Eindämmung und Be-
herrschung wichtige Erkenntnisse liefern kann. Dazu 
gehört auch die Möglichkeit, mittels Methoden der 
analytischen Epidemiologie (also zum Beispiel durch 
Fall-Kontroll-Studien oder Kohortenstudien) die Infek-
tionsquelle näher einzugrenzen oder gar zu identifi -
zieren. Speziell bei lebensmittelbedingten Krankheits-
ausbrüchen bieten sich derartige Verfahren besonders 
dann an, wenn von den verdächtigten Lebensmitteln 
nichts mehr für mikrobiologische Untersuchungen zur 
Verfügung steht oder wenn derartige Untersuchungen 
kein Ergebnis erbracht haben. Das Ausbleiben mikro-
biologischer Resultate aufgrund von Nichtverfüg-
barkeit von Lebensmittelproben oder Entnahme der 
„falschen“ Proben ist leider ein großes Problem und 
führt dazu, dass regelmäßig nur bei einem Bruchteil 
der in Deutschland registrierten lebensmittelbedingten 
Krankheitsausbrüche die Infektionsquelle eindeutig 
identifi ziert wird. Das folgende Beispiel beschreibt ei-
nen Fall, wo dies durch einen konzentrierten Einsatz 
der Infektionsepidemiologie in Zusammenarbeit mit 
Lebensmittelüberwachung und Mikrobiologie gelang.

Ausgangslage
Am 9. August 2006 meldete ein Hamburger Alten- und 
Pfl egeheim dem zuständigen Gesundheitsamt, dass 
seit dem 6. August 2006 eine zunehmende Zahl von 
Personen an Brechdurchfall (Gastroenteritis) erkrankt 
sei. Wenig später wurde in den ersten untersuchten 
Stuhlproben Salmonella Enteritidis nachgewiesen. 
Ungeachtet aller Bekämpfungsmaßnahmen erkrank-
ten in den folgenden zwei Wochen weiterhin täglich 
zwischen einer und acht Personen, darunter auch zu-

nehmend Mitarbeiter des Heimes. Bemühungen, die 
Infektionsquelle eindeutig zu identifi zieren und zu be-
seitigen, blieben zunächst ohne greifbares Ergebnis. 
Daraufhin wurde das Robert Koch-Institut Berlin (RKI) 
um Unterstützung gebeten, welches ein Team aufsu-
chender Epidemiologen nach Hamburg entsandte.

Vorgehensweise
Am 19. August besuchte das Ausbruchs-Untersu-
chungsteam, bestehend aus Vertreterinnen und Ver-
tretern des RKI, des Gesundheitsamtes und des Zen-
trums für Infektionsepidemiologie des Institutes für Hy-
giene und Umwelt das Alten- und Pfl egeheim, um die 
Lage zu beurteilen. Bereits zuvor hatten Begehungen 
und Probennahmen durch das Gesundheitsamt und 
das Veterinäramt stattgefunden. Im Ergebnis wurde 
es für möglich gehalten, dass eine Infektionsquelle zu-
nächst eine erste Erkrankungswelle zwischen dem 6. 
und 10. August ausgelöst hat, welche die Charakteri-
stik eines so genannten Punktquellen-Ausbruchs auf-
weist. Die nachfolgenden Erkrankungsfälle könnten 
sich zum Beispiel dadurch erklären, dass diese Quelle 
in geringerem Ausmaß noch über einige Zeit aktiv war. 
Andererseits war zu bedenken, dass in einer Einrich-
tung wie dem betroffenen Heim stetig eine gewisse 
Anzahl von Personen aus unterschiedlichsten Ursa-
chen an Magen-Darm-Erkrankungen leidet und dass 
die im Zuge des Ausbruchs später registrierten Fälle 
teilweise auch Ausdruck dieser Basis-Aktivität sein 
könnten.

Es wurde folgende Ausbruchs-Falldefi nition aufge-
stellt: Als Fälle im epidemiologischen Sinne wurden 
alle Bewohner oder Angestellte der Einrichtung gewer-
tet, bei denen seit dem 6. August Durchfall und/oder 
Erbrechen aufgetreten waren, wobei Erkrankte ausge-
schlossen wurden, bei denen eine Stuhlprobe negativ 
war. Bei den Angestellten musste ferner die Bedin-
gung erfüllt sein, dass sie in den drei Tagen vor dem 
Erkrankungsbeginn am Arbeitsplatz anwesend waren. 
Bis zum 14. August wurden die Erkrankten stichpro-
benweise, seitdem komplett einer mikrobiologischen 
Stuhluntersuchung unterzogen. 

Unter dem Eindruck, dass es sich bei den bis zum 
10. August aufgetretenen Erkrankungen um einen 
Punktquellen-Ausbruch gehandelt haben könnte, dem 
eine Exposition zu einem kontaminierten Lebensmittel 
zwischen dem 5. und dem 7. August zugrunde gelegen 
hat, wurde eine Kohortenstudie mit den Bewohnern 
der Einrichtung unternommen. Als „erkrankt“ wurden 
dabei solche Personen gewertet, die die Falldefi nition 
erfüllten und vor dem 11. August erkrankten. 

„Höchstwahrscheinlich war es der Kuchen“
Kohortenstudie im Rahmen eines Gastroenteritis-Ausbruchs durch Salmonella 
Enteritidis bei Bewohnern und Personal eines Hamburger Alten- und Pfl egeheims
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Das Heim verfügt über ein EDV-gestütztes Bestell-
system für Mahlzeiten und Speisen, welches größten-
teils personenbezogen Angaben zu den täglich bestell-
ten Speisen liefert. Da eine Befragung der Bewohner 
zum Speisenverzehr nicht praktikabel war, wurden die 
Angaben aus diesem System als Expositionen in der 
Annahme zugrunde gelegt, dass die bestellten Spei-
sen auch verzehrt worden waren. Bei fehlenden oder 
unklaren Informationen (zum Beispiel bei Sammelbe-
stellungen, die nicht mehr ohne weiteres einzelnen 
Personen zuzuordnen waren) wurden die in der Haus-
wirtschaft tätigen Mitarbeiter gebeten, die Angaben 
zum Speisenverzehr zu überprüfen beziehungsweise 
zu ergänzen.

Als Erkrankungsrate (Attack Rate, AR) wurde der 
Anteil der im Sinne der Falldefi nition erkrankten Per-
sonen defi niert. Die Angabe erfolgt in Prozent. Mittels 
der AR wurden Relative Risiken (RR) für einzelne Ex-
positionsfaktoren mit ihren 95 Prozent Vertrauensin-
tervallen (95% CI) bestimmt. 

Ergebnisse der Kohortenstudie
Fallzahlen, zeitlicher Verlauf des Ausbruchs 
Insgesamt erfüllten 141 Personen die Ausbruchs-Fall-
defi nition, darunter 18 Angestellte. Es waren Bewohner 
aus neun Häusern der Anlage betroffen. Die Abbildung 
zeigt die Anzahl der Erkrankungsfälle zum Zeitpunkt 
ihres jeweiligen Erkrankungsbeginns.

Studienpopulation
Die Auswertung der Studie erfolgte zunächst auf der 
Grundlage der Daten von 181 Bewohnerinnen und 

Bewohner zweier Häuser der Einrichtung. Von den 
181 Personen erfüllten 19 (10,5 Prozent) die Studien-
Falldefi nition. Im nächsten Schritt wurden weitere 197 
Bewohner in die Studie aufgenommen, so dass sich 
das untersuchte Kollektiv auf 378 erhöhte. Von allen 
im zweiten Schritt untersuchten 378 Bewohnern er-
füllten 43 (11,4 Prozent) die Falldefi nition. Das mittlere 
Alter der gesamten Kohorte betrug 88 Jahre bei einer 
Spannweite von 66 bis 106 Jahren.

Daten zum Zusammenhang zwischen Expositionsfak-
toren und Erkrankung
Beispielhaft für die Ergebnisse der Analyse der am 5., 
6. und 7. August angebotenen Speisen hinsichtlich der 
Erkrankungsrate bei Verzehr und bei Nichtverzehr ist  
umseitig ein Tag (6. August) tabellarisch wiedergege-
ben.

Auf der Grundlage dieser Daten konnte zunächst 
ein Zusammenhang zwischen dem Auftreten der Er-
krankung und dem Frühstück, dem Abendessen und 
der Zwischenmahlzeit an den untersuchten Tagen 
ausgeschlossen werden. Ein erhöhtes relatives Risi-
ko wiesen die leichte Vollkost am 6. August sowie der 
so genannte normale (also nicht passierte und nicht 
Diät) Kuchen an allen drei Tagen auf. Gegen die leich-
te Vollkost am 6. August als Ursache des Geschehens 
sprachen alle Plausibilitätsbetrachtungen. Die Mittags-
mahlzeiten werden in einer Zentralküche zubereitet, 
portioniert und dann in die einzelnen Häuser geliefert. 
Dort werden sie vor dem Servieren in hauseigenen 
Konvektoren nochmals erhitzt. Der einzige nicht mehr 
erhitzte Bestandteil der leichten Vollkost am 6. August 
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Sonntag, 6. August 2006

Speise exponiert nicht exponiert

Krank* Gesamt AR (%) Krank* Gesamt AR (%) RR 95 % CL

Frühstück

Joghurt 5 38 13,2 14 143 9,8 1,34 0,52-3,50

Streichwurst 0 2 0,0 19 179 10,6 undef.

Schnittwurst 1 13 7,7 18 168 10,7 0,72 0,10-4,96

Schnittkäse 0 12 0,0 19 169 11,2 undef.

Streichkäse 0 2 0,0 19 179 10,6 undef.

Ei 10 92 10,9 9 89 10,1 1,08 0,46-2,52

Milchsuppe 1 24 4,2 18 157 11,5 0,36 0,51-2,60

Sonstiges 0 3 0,0 19 178 10,7 undef.

Zwischenmahlzeit 2 24 8,3 17 157 10,8 0,77 0,19-3,12

Mittag

Normalkost 5 82 6,1 14 99 14,1 0,43 0,16-1,15

Leichte Vollkost 10 47 23,4 8 134 6,0 3,92 1,68-9,15

Vegetarisch 1 23 4,3 18 158 11,4 0,38 0,05-2,73

Passiert 0 18 0,0 19 163 11,7 undef.

Sonstiges 1 10 10,0 18 171 10,5 0,95 0,14-6,42

Kuchen

Diät 1 12 8,3 18 169 10,7 0,78 0,11-5,37

Diät, passiert 0 0 0,0 19 181 10,5 undef.

Normal 17 125 13,6 2 56 3,6 3,81 0,91-15,93

Normal, passiert 0 17 0,0 19 164 11,6 undef.

Abendessen

Streichwurst 6 60 10,0 13 121 10,7 0,93 0,37-2,33

Schnittwurst 16 116 13,8 3 65 4,6 2,99 0,91-9,87

Schnittkäse 13 98 13,3 6 83 7,2 1,84 0,73-4,61
Streichkäse 8 59 13,6 11 122 9,0 1,50 0,64-3,54

Beigabe 11 81 13,6 8 100 8,0 1,70 0,72-4,02

Sonstiges 0 8 0,0 19 173 11,0 undef.

* erkrankt bis einschließlich 10.08.2006

Salmonellose-Ausbruch Hamburg 2006: Erkrankungsraten in Abhängigkeit von 
erfassten Expositionen (Speisen) und Maße der Assoziation zwischen Exposititon 

und Erkrankungen (univariate Analyse), ursprüngliche Kohorte, N = 181
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war ein Nachtisch, der aber auch durchgehender Be-
standteil aller anderen zur Auswahl stehender (und 
unauffälliger) Mittagsmahlzeiten war. Die Rückstell-
proben sämtlicher Mittagsmahlzeiten einschließlich 
der leichten Vollkost waren bakteriologisch ohne Be-
fund. 

Eine Kreuzkontamination der leichten Vollkost 
nach der Konvektion zum Beispiel über die Hände der 
Mitarbeiter – etwa nach Umgang mit kontaminierten 
Kuchen oder anderen kontaminierten Lebensmitteln 
– oder über kontaminierte Flächen in den Hauskü-
chen ist nicht auszuschließen, hätte sich dann aber in 
mehreren Häusern gleichzeitig ereignen müssen. Die 
Vermutung einer Kreuzkontamination in der Zentralkü-
che wurde nach Prüfung der Ablaufpläne durch das 
zuständige Verbraucherschutzamt ausgeschlossen. 
Laut Verbraucherschutzamt konnten die Mitarbeiter 
am Portionierband nicht den Kuchen und die Beilagen 
zur Vollkost angefasst haben. Schließlich könnte auch 
ein einmalig kontaminiertes Mittagessen nicht ohne 
weiteres den insgesamt zeitlich deutlich verzögerten 
Verlauf des Ausbruchs, der eher an eine kontinuier-
liche als an eine punktförmige Infektionsquelle denken 
lässt, erklären.

Dagegen kann Kuchen, der täglich von einer ex-
ternen Bäckerei geliefert wird, durchaus eine kontinu-
ierliche Infektionsquelle sein, wenn ein prozessimma-
nentes Problem in der Bäckerei zu einer über einige 
Zeit anhaltenden Kontamination der Bäckerei-Pro-
dukte führt. Eine bakteriologische Untersuchung des 
gelieferten Kuchens war nicht möglich, da Rückstell-
proben nur von warmen Mahlzeiten genommen wer-
den. Das Ergebnis der Studie wurde aber zum Anlass 
genommen, dem Alten- und Pfl egeheim zu empfeh-

len, vorerst keinen Kuchen von dem Lieferanten mehr 
zu beziehen. Da dieser außerhalb von Hamburg sitzt, 
wurden die örtlich zuständigen amtlichen Stellen ge-
beten, Untersuchungen beim Personal, in der Bäcke-
rei und der Produkte durchzuführen.

Gleichzeitig wurde nach Ausweitung der unter-
suchten Kohorte auf insgesamt 378 Personen ein 
weiterer Analyseschritt der Daten mit differenzierteren 
epidemiologischen Methoden (zum Beispiel stratifi -
zierte Analyse und logistische Regressionsanalyse) 
unternommen. Dabei fanden sich Resultate, die weiter 
untermauerten, dass zwischen dem Kuchenverzehr 
und dem Auftreten der Erkrankung ein eindeutiger Zu-
sammenhang bestand und dass andere Speisen kein 
davon unabhängiges Erkrankungsrisiko bargen. 

Ergebnisse der mikrobiologischen 
Untersuchungen und der Begehungen
Bei 42 Personen konnte in den Stuhlproben S. Enteriti-
dis nachgewiesen werden. Die genauere Bestimmung 
im Nationalen Referenz-Zentrum in Wernigerode er gab 
den einheitlichen Nachweis des Lysotyps 21c/1b. In 
einer Stuhlprobe eines Mitarbeiters wurden Noroviren 
nachgewiesen, ansonsten waren keine pathogenen 
Viren in den untersuchten Stuhlproben nachweisbar. 
Die Untersuchung von Lebensmittel-, Rückstell- und 
Abklatschproben wiesen keinen pathologischen Be-
fund auf. Die Begehung der Küchen- und Betriebsräu-
me der Einrichtung ergab keine Beanstandungen. 

Anfang September konnte in einer Torte aus der 
Lieferbäckerei außerhalb Hamburgs S. Enteritidis 
nachgewiesen werden. Die weitere Differenzierung 
zeigte, dass es sich um den gleichen Lysotyp wie bei 
den Stuhlproben handelte. 

Kligler-Röhrchen zum Nachweis von Salmonellen Agar-Platten mit Salmonellen-Kolonien
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Bewertung
Der Verzehr von kontaminiertem Kuchen ist die wahr-
scheinlichste Ursache des Salmonellose-Ausbruchs 
gewesen. Diese Schlussfolgerung wird zum einen von 
den Ergebnissen der Kohortenstudie unterstützt. Zwar 
hat sich darin der Zusammenhang zwischen Kuchen-
exposition und Erkrankung als nicht besonders stark 
ausgeprägt dargestellt und ein weiterer Expositions-
faktor, die leichte Vollkost, wies anfänglich ebenfalls 
ein erhöhtes relatives Risiko auf. Letzteres erwies sich 
aber bereits bei der Erweiterung der Studienpopulati-
on als deutlich schwächer als auf der Grundlage der 
ursprünglichen kleineren Stichprobe errechnet. Die Er-
weiterung der Kohorte ergab, dass die leichte Vollkost 
nicht per se unabhängig von der Kuchenexposition für 
die Krankheitsentstehung maßgeblich war.

Dass sich in der Studie der Zusammenhang zwi-
schen Kuchenexposition und Erkrankung nicht deut-
licher dargestellt hat, könnte den Grund darin ha-
ben, dass der Kuchen möglicherweise mit niedrigen 
Keimzahlen beziehungsweise auch nicht homogen 
mit Erregern kontaminiert war und dass dadurch das 
tatsächliche Erkrankungsrisiko in Abhängigkeit von 
zusätzlichen begünstigenden Faktoren wie ungekühl-
te Stand- und Lagerzeit etc. für den einzelnen Expo-
nierten individuell höchst unterschiedlich war. 

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang auch, 
dass Kuchenexposition ein Risikofaktor mit generell 
hoher Prävalenz in der untersuchten Kohorte war: So 
war für 308 der 378 Personen der Studie – das ent-
spricht 81 Prozent – Kuchenbestellung an wenigstens 
einem der drei untersuchten Tage angegeben, die so-
mit als exponiert klassifi ziert wurden. Bei einer durch-
aus nennenswert hohen Erkrankungsrate unter diesen 
Exponierten von 12 Prozent brachte dies jedoch mit 
sich, dass die absolute Zahl der nicht-erkrankten Ex-

ponierten mit 270 gleichwohl auffallend hoch war. Dies 
unterstützt die zuvor diskutierte Hypothese des indi-
viduell sehr unterschiedlichen Erkrankungsrisikos bei 
Kuchenexposition. 

Andererseits könnten sich hier auch Probleme bei 
der korrekten Klassifi zierung der Studienpopulation 
in Exponierte und Nicht-Exponierte bemerkbar ge-
macht haben. Die Tatsache, dass für bestimmte Per-
sonen eine Kuchenbestellung vorlag, bedeutet nicht 
zwangsläufi g, dass dieser Kuchen auch verzehrt be-
ziehungsweise in einer für die Krankheitsentstehung 
ausreichenden Menge zu dem untersuchten Zeitpunkt 
verzehrt wurde. Dies könnte zu einer Unterschätzung 
der tatsächlichen Zahl der Nicht-Exponierten mit der 
Folge einer Überschätzung der Erkrankungsrate bei 
den Nicht-Exponierten und schließlich zu einer Unter-
schätzung des relativen Risikos geführt haben. 

Der Nachweis von Salmonellen des Lysotyps, der 
auch in den Stuhlproben der Erkrankten gefunden wur-
de, in einer Lebensmittelprobe aus der Liefer bäckerei 
stützt die eingangs erwähnte Schlussfolgerung zur 
Ursache des Geschehens. Dies könnte ein weiteres 
Indiz dafür sein, dass Produkte dieses Betriebes wo-
möglich bereits früher und einen gewissen Zeitraum 
hindurch Salmonellen enthalten haben – eine Annah-
me, die alle im Zusammenhang mit dem Ausbruchs 
gemachten Beobachtungen, insbesondere auch die 
zu dessen zeitlichem Verlauf und zu den heißen, eine 
Salmonellen-Vermehrung begünstigenden Witterungs-
verhältnissen während der intensivsten Phase des 
Ausbruchs, konsistent in sich vereinigt. Daher wurde 
die Empfehlung, auf Produkte aus dieser Bäckerei zu-
mindest vorerst sicherheitshalber völlig zu verzichten 
und eventuell noch vorhandene Backwaren aus dieser 
Lieferquelle nicht mehr zu verzehren, weiter aufrecht-
erhalten. Danach klang der Ausbruch ab.
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Umweltpolitik in Deutschland ist zunehmend geprägt durch Vorgaben der Europäischen Union. Was-
serrahmenrichtlinie, Luftqualitätsrichtlinie mit ihren Tochterrichtlinien und eine Vielzahl spezifi scher 
Regelungen zum Beispiel zu Abfällen und Chemikalien und künftig auch die geplante Bodenschutz-
richtlinie erfordern Erhebungen des Ist-Zustandes, Maßnahmenpläne zur Verbesserung und Erfolgs-
kontrollen. Der Bereich Umweltuntersuchungen mit seinen Laboratorien und Messnetzen führt in 
diesem Rahmen umfangreiche Untersuchungsprogramme durch. Die Messergebnisse tragen maß-
geblich zu den von Brüssel geforderten Meldungen zur Umweltqualität bei. 

Aber auch für Hamburger Bedarfe – sei es Triathlon in der Alster, Kraftwerksneubau oder auch nur 
einfache Bebauungspläne – werden Untersuchungen durchgeführt oder Daten aus dem reichhaltigen 
Bestand aufbereitet. Abwässer und Abfälle sowie Emissionen aus industriellen Schornsteinen werden 
im Rahmen der behördlichen Überwachung kontrolliert.

Moderne Ausstattung und vor allem kompetentes wissenschaftliches und technisches Personal 
sichern dabei einen hohen Standard und gewährleisten eine sachgerechte Beratung der Umweltver-
waltung sowie eine fachkundige Information der Hamburger Bürgerinnen und Bürger.
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Die 2000 in Kraft getretene europäische Wasserrah-
menrichtlinie (WRRL, 2000/60/EG) fordert für alle 
Oberfl ächengewässer die Erreichung eines guten 
ökologischen und chemischen Zustands bis 2015. Zur 
Überprüfung der bis 2004 erfolgten Bestandsaufnahme 
der Gewässer aufgrund vorhandener Daten sowie zur 
weiteren Überwachung waren gemäß WRRL bis Ende 
2006 Überwachungsprogramme aufzustellen. Neben 
sehr umfänglichen biologischen Erhebungen müssen 
auch chemische und physikalisch-chemische Untersu-
chungen durchgeführt werden. Die chemischen Unter-
suchungen auf in der WRRL festgelegte sogenannte 
„prioritäre Stoffe“ (33 Substanzen bzw. Substanzklas-
sen, Tabelle 1a) sowie einige weitere Stoffe, für die 
bereits vor Inkrafttreten der WRRL auf europäischer 
Ebene Grenzwerte bestanden (Tabelle 1b) dienen 
dabei der Einstufung des chemischen Zustands. An-
dere fl ussgebietsspezische Schadstoffe (zum Beispiel 
spezielle Pfl anzenschutzmittel, Arzneimittel und mög-
licherweise eine Vielzahl weiterer Stoffe, wenn sie im 
jeweiligen Gewässer eine Rolle spielen) sowie allge-
meine physikalisch-chemische Parameter (Tabelle 2) 
sind ebenfalls zu analysieren und werden – in Unter-
stützung der biologischen und hydromorphologischen 
Komponenten – zur Einstufung des ökologischen Zu-
stands herangezogen. Für diese Parameter wurden 
auf nationaler Ebene Bewertungskriterien abgeleitet.
Die WRRL unterscheidet zwischen

überblicksweiser Überwachung
operativer Überwachung
Überwachung zu Ermittlungszwecken

Überblicksüberwachung
Die Überblicksüberwachung ist nur alle sechs Jahre 
durchzuführen und soll ein größeres Einzugs- oder 
Teileinzugsgebiet erfassen. Sie ist an bedeutenden, 

•
•
•

zum Beispiel grenzüberschreitenden Stellen oder 
Messstellen für die Frachtberechnung (Einträge ins 
Meer) durchzuführen. Die Überblicksüberwachung 
soll außerdem die Beobachtung von Trends ermögli-
chen. Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, 
wurden in Hamburg zwei Überblicks-Messstellen an 
der Elbe festgelegt, die auch schon vorher Bestandteil 
des Messprogramms der Internationalen Kommission 
zum Schutz der Elbe (IKSE) waren. So wird Kontinu-
ität gewahrt und auch eine langfristige rückwärtige 
Trendbeobachtung ermöglicht.
Überblicksmessstellen für Hamburg:

Elbe, Verbundmessstelle Zollenspieker/Bunt-
haus, Strom-Kilometer 598,7; Beobachtung der 
Einträge nach Hamburg 
Elbe, Seemannshöft, Strom-Kilometer 628,8; 
Überwachung der Einträge in Hamburg

Operative Überwachung
Die operative Überwachung wird problemorientiert an 
Gewässern durchgeführt, für die die Bestandsaufnah-
me und Erstbewertung im Jahr 2004 ergeben hat, dass 
die Erreichung des Ziels „guter ökologischer und guter 
chemischer Zustand“ unwahrscheinlich oder unklar 
ist. Außerdem werden mit dem operativen Monitoring 
Verpfl ichtungen abgedeckt, die sich aus weiteren EU-
Richtlinien und sonstigen Abkommen (unter anderem 
76/464/EWG bzw. 2006/11/EG („Gefährliche Stoffe“) 
und OSPAR-Abkommen) ergeben und die nicht durch 
die Überblicksüberwachung erfüllt werden.

Laut WRRL hat die Bewertung bzw. Einstufung des 
Gewässerzustands auf Ebene des Wasserkörpers zu 
erfolgen. Ein „Oberfl ächenwasserkörper“ ist gemäß 
Defi nition der WRRL „ein einheitlicher und bedeu-
tender Abschnitt eines Oberfl ächengewässers“. Für 
das Hamburger Stadtgebiet wurden 35 solche Was-
serkörper festgelegt. 

Um die erforderlichen chemischen Beurteilungs-
kriterien bereitzustellen, wurde daher für jeden Was-
serkörper mindestens eine Messstelle eingerichtet. 
Bei der Einrichtung der operativen Messstellen in 
Hamburg wurde unterschieden zwischen operativen 
Hauptmessstellen, operativen Nebenmessstellen und 
operativen Basismessstellen. Den verschiedenen 
Messstellentypen kommt eine unterschiedliche Bedeu-
tung zu, die sich in unterschiedlichem Messaufwand 
(Parameterumfänge und Probenahmehäufi gkeiten) 
dokumentiert. Operative Hauptmessstellen wurden 
insbesondere an der Mündung größerer Nebenfl üsse 
eingerichtet, haben den größten Parameterumfang 
und die höchste Probenahmefrequenz und sollen Auf-
schluss darüber geben, mit welchen Problemstoffen in 

•

•

Von Alachlor bis Trifl uralin
Chemisches Monitoring zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in Hamburg

Verbundmessstelle Zollenspieker/Bunthaus
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 Tabelle 1a: Prioritäre Stoffe gemäß Wasserrahmenrichtlinie (Einstufung des chemischen Zustands)
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dem erfassten Teileinzugsgebiet zu rechnen ist. Ope-
rative Nebenmessstellen liegen an der Einmündung 
kleinerer Nebenfl üsse, an der Landesgrenze oder in 
Wasserkörpern, für die – wie bei den Hauptmessstel-
len – mit dem Eintrag von prioritären und fl ussgebiets-
spezifi schen Schadstoffen gerechnet werden muss. 
Operative Basismessstellen wurden vorgesehen 
in Wasserkörpern, bei denen nach gegenwärtigem 
Kenntnisstand keine besondere Schadstoffbelastung 
zu erwarten ist.

Insgesamt besteht das operative Messnetz für die 
Hamburger Stadtgewässer (siehe nebenstehende 
Karte) aus 51 Messstellen, davon sind

12 Hauptmessstellen (die Überblicksmessstellen 
Zollenspieker/Bunthaus und Seemannshöft sind 
gleichzeitig zwei dieser Hauptmessstellen)
24 Nebenmessstellen und
15 Basismessstellen.

An den zwölf operativen Hauptmessstel-
len wird entweder 2007 oder 2008 zur 
Verbesserung der Datengrundlagen für 
die Beurteilung der Wasserkörper eine 
Untersuchung auf alle prioritären Stoffe 
sowie die sonstigen Stoffe zur Einstu-
fung des chemischen Zustands durch-
geführt. Danach werden an den Haupt-
messstellen nur noch die prioritären und 
sonstigen Stoffe überwacht, die die auf 
EU-Ebene vorgegebenen Umweltquali-
tätsnormen nicht einhalten. An den Ne-
benmessstellen werden nur diejenigen 
prioritären und sonstigen EU-weit gere-
gelten Stoffe in einem der beiden Jahre 
analysiert, für die aufgrund der Auswer-
tung früherer Untersuchungen bekannt 
ist, dass ein Problem besteht. 

Flussgebietsspezifi sche Stoffe wer-
den an Haupt- und Nebenmessstellen 

•

•
•

gemessen, wenn frühere Überwachungsergebnisse 
gezeigt haben, dass auf nationaler Ebene für diese 
Stoffe festgelegte oder abgeleitete Umweltqualitäts-
ziele nicht eingehalten werden. Als Entscheidungskri-
terium, ob eine Substanz ins Monitoring aufzunehmen 
war, wurde gemäß einer Empfehlung der Länderar-
beitsgemeinschaft Wasser (LAWA) der Vorsicht hal-
ber das halbe Qualitätsziel herangezogen. Auch die 
Ergebnisse des WRRL-Pilotmessprogramms 2005 
(s. Jahresbericht 2005 des Instituts für Hygiene und 
Umwelt) – insbesondere zu Pfl anzenschutzmitteln und 
Arzneimitteln – sind bei der Messkonzeption berück-
sichtigt worden.

An den Basismessstellen werden lediglich die allge-
meinen chemisch-physikalischen Parameter erhoben. 
Letztere werden auch an allen anderen Messstellen in 
jedem Jahr überwacht.

Das operative Messnetz ist fl exibel und wird in 
weiteren Jahren den Erkenntnissen aus 2007/2008 
anzupassen sein. Da es darüber hinaus Aufgabe der 
operativen Überwachung ist, den Erfolg von Maßnah-
menprogrammen zu dokumentieren, werden zukünftig 
auch Maßnahmen begleitende Untersuchungen erfor-
derlich werden. 

Die Probenahmefrequenzen für alle Untersu-
chungen erfüllen die Anforderungen der Wasserrah-
menrichtlinie. Prioritäre Stoffe werden zwölf Mal im 
Jahr, fl ussgebietsspezifi sche Stoffe vier Mal im Jahr 
und allgemeine physikalisch-chemische Parameter 
mindestens vier Mal im Jahr, an Hauptmessstellen so-
gar zwölf Mal im Jahr gemessen. 

Die Untersuchungen an Hamburger Bade- und 
Fischgewässern sowie aufgrund von Hamburger Be-
wirtschaftungsplänen in Wasserschutzgebieten wer-

Vorgabe WRRL Umsetzung im Messprogramm* 

Temperaturverhältnisse Temperatur, Delta Temperatur

Sauerstoffhaushalt Sauerstoff gelöst, TOC, BSB 5 bzw. 
BSB 7

Salzgehalt Leitfähigkeit, Chlorid

Versauerungszustand pH-Wert

Nährstoffverhältnisse Gesamt-P, o-Phosphat-P, Gesamt-
N, Nitrat-N, Ammonium-N

Sichttiefe (nur bei Seen) Sichttiefe

* Die genannten Parameter stellen das Mindestuntersuchungsprogramm 
dar, meistens werden weitere Parameter erhoben.

Pfl anzenschutzmittel Leichtfl üchtige 
Halogenkohlenwasserstoffe

Aldrin Tetrachlorkohlenstoff

Dieldrin Trichlorethylen

Endrin Tetrachlorethylen

Isodrin

DDT insgesamt

p,p‘-DDT

Tabelle 1b: Sonstige Stoffe 
(Einstufung des chemischen Zustands)

Tabelle 2: Allgemeine chemische und physikalisch-chemische 
Parameter (Einstufung des ökologischen Zustands)
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den ebenfalls fortgeführt, sind aber in der Karte der 
Übersichtlichkeit halber nicht mit dargestellt.

Überwachung zu Ermittlungszwecken
Eine Überwachung zu Ermittlungszwecken kommt 
gemäß WRRL zum Tragen, wenn die Gründe für das 
Überschreiten von Qualitätsnormen unbekannt sind 
und um das Ausmaß und die Auswirkungen unbeab-
sichtigter Verschmutzungen festzustellen. Die Ermitt-
lungsüberwachung wird eingesetzt bei plötzlich im 
Gewässer auftretenden Belastungen wie Fischsterben 
und Hochwasserereignissen, bei Verdacht auf uner-
laubte Gewässerbenutzungen sowie fortschreitenden 
Gewässerver schmutzungen durch unbekannte Punkt- 

oder diffuse Quellen. Die Ermittlungsüberwachung 
dient außerdem der Feststellung des Schadensaus-
maßes bei Schadstoffeinträgen ins Gewässer zum 
Beispiel durch Schiffshavarien, Werksunfälle in Anla-
gen der chemischen Industrie oder auch Straßenver-
kehrsunfälle mit Gefahrguttransportern in Gewässer-
nähe.

Die WRRL schreibt ferner vor, auch vorsorgend tätig 
zu werden und alle erforderlichen Maßnahmen zu er-
greifen, um Schadstofffreisetzungen aus technischen 
Anlagen zu verhindern und die Folgen unerwarteter 
Verschmutzungen zu mindern bzw. diesen vorzubeu-
gen. Dazu sollen Systeme zur frühzeitigen Entde-
ckung solcher Vorkommnisse und zur Frühwarnung 

Messstellen für das chemische Monitoring in Hamburg
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eingesetzt werden. Diesen Anforderungen der WRRL 
wird durch den Betrieb des Wassergütemessnetzes 
Hamburg (WGMN) mit insgesamt zehn Messstationen 
(s. Karte) nachgekommen. In diesen Messstationen 
werden allgemeine chemisch-physikalisch Parameter 
wie Wassertemperatur, pH-Wert, Leitfähigkeit, Sau-
erstoffgehalt und Trübung ständig automatisch über-
wacht. Hinzu kommen an den wichtigsten Stationen 
die kontinuierliche Überwachung der UV-Absorption 
(Eintrag organischer Schadstoffe), Öldetektion und 
– zur direkten Erfassung von Schadstoffwirkungen auf 
aquatische Organismen – der Einsatz von Biotestge-
räten wie Daphnien- und Algentoximeter. Außerdem 
sind die Stationen mit automatischen Probenehmern 
ausgestattet, so dass im Störfall geeignetes Proben-
material für detaillierte Laboruntersuchungen zur Ver-
fügung steht.

Drei Messstationen des Wassergütemessnetzes 
liegen an der Elbe bei Bunthaus, Seemannshöft und 
Blankenese. Damit wird der Tatsache Rechnung ge-
tragen, dass insbesondere bei der viel befahrenen 
Elbe und im Hafen sowie den dort ansässigen Indus-
triebetrieben mit Stör- und Schadensfällen gerechnet 
werden muss und eine effektive Alarmüberwachung 
erforderlich ist. 

An der Alster und Nebenfl üssen werden insge-
samt  sechs Messstationen betrieben: Wulksfelde/Al-
ster als Referenzmessstation, Brügkamp/Ammersbek 

an der Landesgrenze zur Überwachung der Einträge 
aus Schleswig-Holstein (Klärwerk Ahrensburg), Ha-
selknick/Alster (EU-Berichterstattung zur Richtlinie 
76/464/EWG), Rosenbrook/Tarpenbek (Industrie-
ansiedlung), Wandsbeker Allee/Wandse (ebenfalls 
Industriestandort) und Lombardsbrücke (Alster). An 
der letztgenannten Messstation werden alle Einträge 
in das Teileinzugsgebiet Alster summarisch erfasst; 
die se Messstation sorgt neben der Störfallerkennung 
auch für ständig aktuelle Gewässerdaten im Hinblick 
auf Großveranstaltungen in Außen- und Binnenalster. 
Der Messstation Fischerhof/Bille kommt ebenfalls be-
sondere Bedeutung zu, da hier die Qualität des Bille-
wassers vor Einspeisung in das Wasserschutzgebiet 
Curslack/Altengamme kontinuierlich überwacht wird. 
Bei Alarmüberschreitungen kann die Einspeisung 
ausgesetzt werden, bis wieder normale Verhältnisse 
vorliegen. 

Die in den Stationen des Wassergütemessnetzes 
sowie in der Messnetzzentrale vorhandenen Mess- 
und Übertragungseinrichtungen ermöglichen schnel-
le Reaktionen bei auffälligen Veränderungen im Ge-
wässer.

Bei sonstigen Überwachungen zu Ermittlungszwe-
cken sind die Auswahl der Messstellen und Parameter 
sowie die Festlegung der Untersuchungsfrequenzen 
und die Dauer der Überwachung dem jeweiligen Scha-
densfall anzupassen.

Messstation Seemannshöft an der Elbe, auch im tiefsten Winter einsatzbereit
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Fischeier als ein Indikator für Abwasserqualität
Neues Testverfahren im Wasserlabor

Für die Untersuchung der biologischen Wirkung von 
Schadstoffen im Wasser werden die verschiedensten 
Organismen in so genannten Biotests eingesetzt. So 
wird zum Beispiel die Wirkung von Abwässern auf 
Bakterien, Algen, Wasserfl öhe (Daphnien) und Fische 
untersucht.

Durch Änderungen im Abwasserabgabengesetz 
und in der Abwasserverordnung wurde der Fischtest 
mit der Goldorfe (Leuciscus idus melanotus) zum 
1. Januar 2005 aus Gründen des Tierschutzes durch 
den Fischei-Test für die Untersuchung behandelter 
Abwässer ersetzt. Beim Fischei-Test wird die Embry-
onalentwicklung der Testfi sche während der ersten 48 
Stunden nach der Befruchtung beobachtet. Hierbei 
handelt es sich nicht um einen Tierversuch im gesetz-
lichen Sinne. Für die Testdurchführung ist es erfor-
derlich, in einer eigenen Kultur mit Zebrabärblingen 
(Danio rerio) ständig genügend befruchtete Eier zur 
Verfügung zu haben. In der DIN 38415-6 „Giftigkeit 
gegenüber Fischen: Bestimmung der nicht akut gif-
tigen Wirkung von Abwasser auf die Entwicklung von 
Fischeiern über Verdünnungsstufen“ werden die Rah-
menbedingungen für die Hälterung der Zebrabärblin-
ge und die Eigewinnung sowie das Testprozedere, die 
Versuchsendpunkte und die Auswertung vorgegeben.

48 Stunden alter normal entwickelter Embryo des Zebrabärblings Koaguliertes Fischei

Im Jahr 2005 wurde mit der Schaffung der Infra-
struktur für die Durchführung des Fischei-Tests in 
der Abteilung Wasseruntersuchungen begonnen. So 
musste zum Beispiel ein auf 26 Grad Celsius tempe-
riertes und auf einen festen Hell-Dunkel-Rhythmus 
eingestelltes Labor für die Zucht der Zebrabärblinge 
eingerichtet werden. Mitte 2005 wurden dann Fische 
vom Umweltbundesamt bezogen und die Zucht in Be-
trieb genommen. Ende 2005 wurden die ersten Vor-
versuche durchgeführt.

Im Januar 2006 konnte dann mit der regelmäßigen 
Durchführung des Fischei-Tests bei der Untersuchung 
von Abwässern begonnen werden. Im Juni 2006 wurde 
das Verfahren in unserem Hause akkreditiert. Im ver-
gangenen Jahr wurden 85 Proben mit dem neuen Test-
verfahren untersucht. In 20 Prozent der untersuchten 
Proben wurden Effekte auf die Embryonalentwicklung 
der Zebrabärblinge festgestellt, die ganz überwiegend 
auf erhöhte Salzkonzentrationen in den Testwässern 
zurück zu führen waren. Bei einigen gering belasteten 
Proben konnte die Ursache für die beobachtete Fisch-
toxizität nicht geklärt werden. Bedeutung haben diese 
Befunde, da die Fischtoxizität ein abgaberelevanter 
Parameter ist und festgestellte Effekte unter Umstän-
den zu einer erhöhten Abwasserabgabe führen.
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Seit der Einführung des Freiwilligen Ökologischen 
Jahrs (FÖJ) in der Umweltbehörde Hamburg (heute 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt) hat von 
1996 an jährlich eine Teilnehmerin bzw. ein Teilneh-
mer in der Abteilung Wasseruntersuchungen ein The-
ma bearbeitet und darüber einen Bericht verfasst. Im  
FÖJ-Jahr 2005/2006 beschäftigte sich Daniel Koll im 
Institut für Hygiene und Umwelt mit dem Thema „Re-
naturierte Gewässer in Hamburg“. Er konzentrierte 
sich dabei auf den Bach „Berner Au“, der im Nordosten 
der Stadt in die Wandse fl ießt. 

„Metropole Hamburg – Wachsende Stadt“, so prä-
sentiert sich die Hansestadt gerne nach außen. Aber 
welche Folgen hat Hamburgs Wachstum für seine Ge-
wässer, fragt Daniel Koll in seinem  Bericht „Lebens-
raum Stadtbach?“. Die Berner Au wird von allen Seiten 
von urbanen Nutzungen eingeschlossen. Andererseits 
wurden in den letzten 20 Jahren an und in der Berner 
Au an vielen Stellen vom Bezirksamt, dem Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland und der Rudolf 
Steiner Schule Renaturierungsmaßnahmen durchge-
führt. Es galt herauszufi nden, durch welche Einfl üsse 
ein Hamburger Stadtbach langfristig am meisten ge-
prägt wird. 

Die Entwicklung des Einzugsgebiets der Berner 
Au stellte Daniel Koll mit Hilfe digitaler Karten dar. 
Die neue Version des Geografi schen Informationssy-
stems ArcGIS 8, die eine erhebliche Erweiterung des 
bisherigen Standards Arcview 3 darstellt, wurde dabei 

erstmals in einem größeren Projekt im Institut einge-
setzt. Durch Besiedlung werden Flächen versiegelt, 
das heißt, Niederschlagswasser kann dort nicht mehr 
versickern. Deswegen muss das Wasser in urbanen 
Gebieten durch ein Kanalisationssystem abgeleitet 
werden. Dies erzeugt schlagartige Erhöhungen des 
Wasserstandes und der Strömungsgeschwindigkeit, 
während der Grundwasserspiegel im Einzugsgebiet 
nicht regeneriert wird und sinkt. 1984 betrug die ver-
siegelte Fläche 33 Prozent des Einzugsgebietes der 
Berner Au; 1999 war der Versiegelungsgrad auf 38 
Prozent gestiegen.

Das Kleintierleben am Grund eines Gewässers, 
Makrozoobenthos genannt, zeigt seine Güte an. Be-
sonders die Larven von Eintags-, Stein- und Köcher-
fl iegen sind dafür geeignet. Daniel Koll untersuchte 
die Berner Au mehrmals im Jahr an verschiedenen 
Stellen. Herrn Wolfram Hammer vom BUND danken 
wir für die Anleitung zur Bestimmung der Arten. Der 
Vergleich der eigenen Befunde mit früheren Arbeiten 
belegt eine Verschlechterung der Gewässergüte. 

Daniel Koll stellt heraus, dass trotz Renaturierungs-
maßnahmen am Gewässerlauf der Druck der Urbani-
sierung des Einzugsgebiets überwiegt. Exemplarisch 
wird so für die künftige Arbeit nach der Wasserrah-
menrichtlinie aufgezeigt, dass Bewirtschaftungspläne 
gerade im städtischen Umfeld in das gesamte Ein-
zugsgebiet eingreifen müssen, um einen „guten öko-
logischen Zustand“ sicher zu stellen.

Die Entwicklung der Berner Au
Freiwilliges ökologisches Jahr in der Abteilung Wasseruntersuchungen

Kleintierleben am Grund eines 
Gewässers: Larve der Eintagsfl iege
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Versiegelung im Einzugsgebiet Berner Au 1984 und 1989
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Untersuchungen für die Polizei fangen für die Abtei-
lung „Bodenbelastungen, feste Abfallstoffe, Gentech-
nik, Umweltradioaktivität“ meist damit an, dass – häu-
fi g per Fax – ein Antrag zur kriminaltechnischen Unter-
suchung eingeht. Im Mai 2006 waren einem Fax auch 
noch mehrere Telefonate mit der Wasserschutzpolizei 
(WSP21) vorangegangen, die in Amtshilfe nicht nur 
um die Untersuchung von Proben, sondern zunächst 
um die Probenahme bat. Sorgen machten der Wasser-
schutzpolizei in diesem Fall ca. 15 Big Bags – große 
Plastiksäcke mit festem Boden, die jeweils ein Volu-
men von ungefähr 1.000 Litern fassen können – mit 
Kupferstrahlgut, die auf einem Werftgelände im Har-
burger Binnenhafen gelagert wurden. Derartige Ma-
terialien werden beispielsweise zum Abstrahlen von 
Schiffsaußenhäuten benutzt und sind nach Gebrauch 
sehr häufi g stark verunreinigt.

Die Bodenabteilung des HU sollte herausfi nden,
ob die Big Bags wassergefährdende Stoffe ent-
halten, da von der Polizei vermutet wurde, dass 
ein Teil des Strahlguts in das direkt angren-
zende Hafenbecken geschüttet wurde, und
ob das Strahlgut gefährliche Stoffe im Sinne 
des Abfallrechts enthält.

1.

2.

Die Probenahme erfolgte in Begleitung der Polizei. 
Grundlage bildete dabei die „Richtlinie für das Vorge-
hen bei physikalischen, chemischen und biologischen 
Untersuchungen im Zusammenhang mit der Verwer-
tung/Beseitigung von Abfällen“ der Länderarbeitsge-
meinschaft Abfall (kurz: LAGA PN 98). Danach wur-
de zunächst die Homogenität des Materials geprüft. 
Vielfaches Einstechen des Bohrstocks in die zu einem 
wilden Haufen aufgetürmten Gebinde zeigte: Alle ent-
hielten das gleiche schwarze, teilweise feinstaubige, 
teilweise feinkörnige Strahlgut. Aus zwei ausgewähl-
ten Big Bags wurden dann je zwei Mischproben gezo-
gen. Einige Tage später wurden darüber hinaus vier 
von Polizeitauchern  entnommene Sedimentproben 
vom Grund des Hafenbeckens zur Untersuchung ein-
geliefert. Bei diesen Proben sollte festgestellt werden, 
ob sie Übereinstimmungen mit den Big Bag-Proben 
aufweisen.

Alle Proben wurden zunächst auf Schwermetalle 
und extrahierbares organisches Halogen (EOX) un-
tersucht. Diese ersten Untersuchungen ergaben – für 
Kupferstrahlgut nicht unerwartet – sehr hohe Kupfer-
gehalte: im Durchschnitt 8.095 Milligramm pro Kilo-
gramm (mg/kg) – diese und alle folgenden Konzen-

Abfallverklappung im Harburger Hafen? 

So genannte Big Bags mit Kupferstrahlgut im Harburger Hafen
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trationsangaben beziehen sich auf die Trockenmasse 
der jeweiligen Probe –, darüber hinaus gravierende 
Arsen- (618 mg/kg), Blei- (1.780 mg/kg) und Zinkge-
halte (12.050 mg/kg). 

Das Diagramm verdeutlicht die Übereinstimmung 
von Big Bag-Proben und Sedimentproben eindrucks-
voll. Die Abweichung von „normalen“ Hafenbeckense-
dimenten zeigt der Vergleichswert ganz rechts in der 
Grafi k (Mittelwert von Beprobungen für den jährlichen 
Gewässergütebericht aus den Jahren 1986 bis 2000, 
zur Verfügung gestellt von der Abteilung Wasserunter-
suchungen).

Auch extrahierbares organisches Halogen (EOX) 
ließ sich in den Proben in auffälligen Mengen von bis 
zu 310 mg/kg nachweisen. Da es sich dabei um ei-
nen Summenparameter handelt, hinter dem sich eine 
Vielzahl unterschiedlicher chlorhaltiger Verbindungen 
verbergen können, wurden die Proben im nächsten 
Schritt per Gaschromatographie-Massenspektrome-

ter-Kombination auf chlororganische Verbindungen 
geprüft. Dieses Screening (mit anschließender Quan-
tifi zierung) ergab eine gravierende Verunreinigung 
mit Chlorparaffi nen. Hierbei handelt es sich um Mi-
schungen hochchlorierter n-Alkane, die vom Umwelt-
bundesamt als sehr giftig, bioakkumulierend  und stark 
wassergefährdend (Wassergefährdungsklasse 3) ein-
gestuft werden. 

Der Vergleich der Strahlgutproben aus den Big 
Bags mit den Sedimentproben zeigte zweierlei:

Es handelte sich um das gleiche Material; die 
Sedimentproben bestanden größtenteils aus 
Strahlgut und beinhalteten nur zu wenigen Pro-
zent tatsächlich das übliche feinsandige Hafen-
sediment. 
Da Chlorparaffi ne in ungebrauchter Kupfer-
strahlschlacke nicht enthalten sind, musste es 
sich um schon gebrauchte Strahlschlacke han-
deln.
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Da zusammen mit den Chlorparaffi nen, die unter an-
derem in Anstrichfarben enthalten sind, auch hochgif-
tige bei Schiffsanstrichen genutzte Antifoulingfarben 
in das Strahlgut gelangt sein konnten, wurde ein Teil 
der Proben auf Tributylzinn (TBT), dem in Antifouling-
farben hauptsächlich verwendeten Biozid, untersucht. 
Tatsächlich wurden bis zu 3.640 Mikrogramm pro Ki-
logramm (μg/kg) TBT nachgewiesen. TBT wirkt schon 
in Spuren hochtoxisch und dies nicht nur auf die stö-
renden, Bewuchs auf der Schiffsaußenhaut bildenden 
Organismen, sondern auf alle aquatischen Organis-
men. Deshalb wurde es – wie auch die Chlorparaffi -
ne – in der Wasserrahmenrichtlinie des Europäischen 
Parlaments als „prioritär gefährlicher Stoff“ eingestuft. 
Die wassergefährdende Wirkung und die besondere 

Überwachungsbedürftigkeit des Abfalls standen somit 
auch für die anderen beteiligten Behörden (Behörde 
für Stadtentwicklung und Umwelt und Hamburg Port 
Authority) eindeutig fest. 

Kurz nachdem das Thema im Umweltausschuss 
der Harburger Bezirksversammlung beraten wurde 
und auch in der Lokalpresse Beachtung fand, wurden 
auf Anordnungen der Behörden alle Abfälle beseitigt. 

Für die Wasserschutzpolizei ist der Fall mit dem 
Ausbaggern des Hafenbeckens jedoch nicht erledigt. 
Gegen den Verursacher des Schadens wird Anklage 
erhoben werden, da es sich bei dem Verklappen von 
Abfällen in ein Hafenbecken um einen strafrechtlich 
relevanten Vorgang handelt. Die Verhandlung wird im 
Sommer 2007 stattfi nden.

Ausriss aus dem Hamburger Abendblatt vom 14./15. Oktober 2006
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Ein wertvoller Abfall
Eine nicht alltägliche „Probe zur kriminaltechnischen 
Untersuchung“ erreichte das HU im Sommer letzten 
Jahres aus Wandsbek. Ein Bürger hatte beobachtet, 
wie auf einer unbebauten Fläche aus einem PKW Gra-
nulat abgeladen und ausgeschüttet worden war.

Bereits bei der ersten Sichtung fi el diese Probe 
durch ihr ungewöhnlich hohes Raumgewicht (RG) 
auf. Während für Bodenproben ein RG von 1,0 bis 2,4 
Gramm pro Kubikmeter (g/cm³) normal ist, hatte diese 
Probe ein RG von 3 bis 4 g/cm³. Ansonsten war die 
Probe sensorisch relativ unauffällig: Ein feinkörniges 
vorwiegend mineralisches, grau gefärbtes Material, 
zum Teil zu grobsandgroßen Aggregaten verbacken, 
die sich jedoch leicht zerbröseln ließen. Die Aggregate 
hatten teilweise einen dunklen Überzug, was auf Sul-
fi de hinweisen könnte.

Zunächst durchgeführte qualitative chemische 
Labor tests waren negativ. Die sich anschließende 
Bestimmung von Routineparametern ergab zwar eine 
hohe elektrische Leitfähigkeit der wässrigen Suspen-
sion, die Gehalte der gängigen Schwermetalle waren 
jedoch niedriger als in unbelasteten Böden. Nun be-
gann die eigentliche „detektivische Arbeit“. Mit einer 
Screeninganalyse, die quasi das gesamte Perioden-
system qualitativ „durchkämmen“ kann, wurden wir 
schließlich auch fündig: Hauptbestandteil Silber! Eine 

anschließend durchgeführte gezielte quantitative Ana-
lyse der ungewöhnlichen Probe ergab mehr als 80 Ge-
wichtsprozente Silber!

Ob der Verursacher inzwischen ermittelt wurde und 
welches Motiv er hatte, diesen wertvollen Abfall los-
zuwerden, ist hier nicht bekannt. Bleibt die Frage, wie 
das HU die drei Kilogramm schwere Probe entsorgen 
kann. Vielleicht „versilbern“?

Ein ungewöhnliches wertvolles Granulat

Polonium in Hamburg – ein Exkurs in die Kriminalistik
Am 9. Dezember 2007 meldet die Polizeipresse stelle 
in Hamburg: „Sachstand zu den Ermittlungen der Po-
lizei Hamburg im Zusammenhang mit dem verstor-
benen Alexander Litwinenko (…) Nach den Hinweisen 
auf eine Kontaktperson von Alexander Litwinenko mit 
Wohnsitz in Hamburg sind gestern Spezialisten der 
Zentralen Unterstützungsgruppe des Bundes (Bundes-
polizei, BKA und Bundesamt für Strahlenschutz/ZUB) 
zur Unterstützung der Hamburger Polizei eingetroffen 
und tätig geworden. Die ersten Untersuchungen ver-
liefen in einem so genannten Grobscan.“

So begann ein spannender Arbeitsabschnitt für Mit-
arbeiter des Instituts für Hygiene und Umwelt (HU), bei 
dem das hochgiftige und radiotoxische Nuklid Poloni-
um-210 eine zentrale Rolle spielte. Am Tag der Pres-
semitteilung, einem Samstag, wurden Mitarbeiter des 
Instituts um messtechnische Unterstützung der vor Ort 
tätigen Mitarbeiter des Bundesamtes für Strahlenschutz 
(BfS) gebeten. Bereits am Sonntag, dem 10. Dezem-
ber wurde in aller Frühe in einer Lagebesprechung im 
Hamburger Polizeipräsidium die Arbeitseinteilung des 

in der Polizeizentrale versammelten Fachpersonals 
für Radioaktivitätsmessungen vorgenommen. Sofor-
tiger Einsatzort war eine Wohnung in Hamburg-Otten-
sen. Der primäre Auftrag der Fachleute vom BfS und 

Mit Vollschutz: Fachkraft des Bundesamtes für Strahlenschutz
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HU für Radioaktivitätsmessungen und radiologischer 
Lagebeurteilung bestand in der Unterstützung der vor 
Ort zur kriminaltechnischen Beweisaufnahme tätigen 
Beamten von Polizei und Bundeskriminalamt.

Polonium-210
Polonium-210 (Po-210) war bei vorangegangenen 
Untersuchungen in einer Wohnung in Hamburg in Zu-
sammenhang mit Recherchen der Polizei im Fall des 
verstorbenen Alexander Litwinenko mithilfe radioche-
mischer Analysen eindeutig identifi ziert worden. 

Po-210 ist ein Alphastrahler mit einer relativ kurzen 
Halbwertszeit von 138 Tagen und einer hohen spe-
zifi schen Aktivität, so dass bereits kleinste Mengen 
– Mikrogramm (μg) bis Milligramm (mg) – eine hohe 
Alphaaktivität besitzen und bei direktem Kontakt oder 
gar Inkorporation durch Personen hochradiotoxisch 
wirken, im betroffenen Organismus eine hohe Strah-
lendosis erzeugen, akute Strahlenschäden und letzt-
lich den Tod zur Folge haben können.

Aufgrund der großen potentiellen Gefahr, der unsi-
cheren Kontaminationssituation und aus ermittlungs-
taktischen Gründen waren das Haus und die betrof-
fene Wohnung evakuiert worden. Die unbekannte, 
unsichere und möglicherweise gefährliche Kontamina-
tionssituation bestand darin, dass nicht bekannt war, 
ob und wo eventuell größere Mengen an Polonium be-
absichtigt oder unbeabsichtigt in der Wohnung verbor-
gen waren. Dieser Sachverhalt erforderte besondere 
Schutzmaßnahmen bei den Fachkräften, die in der 
Wohnung für Polizei und Strahlenschutz tätig wurden. 

Aufgrund der kurzen Reichweite der Strahlung des 
Poloniums (in Luft 3,7 Zentimeter) musste fast jede 

Oberfl äche in der Wohnung mit einem für Alphastrah-
lung geeigneten Oberfl ächendetektor, einem soge-
nannten Kontamaten, in dichtem Abstand gemessen 
werden, um eine möglicherweise vorhandene Poloni-
umquelle bzw. Poloniumkontaminationen aufzuspüren 
bzw. auszuschließen (Grobscan). 

Der Grobscan – die Messung der Oberfl ächenkon-
tamination mit Kontamaten – ist das Mittel der Wahl 
und signifi kant für oberfl ächige Alphakontamination, da 
normalerweise von Oberfl ächen üblicher Gebrauchs-
gegenstände (zum Beispiel Möbel, Kleidung, Bücher, 
Haushaltsgeräte, Geschirr, Spielzeug, Nahrungsmit-
tel) keine bzw. nur eine geringe natürliche Alphastrah-
lung (< 0,1 Impulse pro Minute) ausgeht.

Strategie
Ein wichtiges Strategieziel der ZUB bestand darin, 
Poloniumkontaminationen aufzuspüren, zu kenn-
zeichnen, kontaminierte Gegenstände in Folien ein-
zuschweißen, Beweismittel sicherzustellen und zu 
verhindern, dass vorhandene Kontaminationen weiter 
ausgebreitet wurden.

So wurde im betroffenen Haus in Hamburg zuerst 
festgestellt, dass das Treppenhaus kontaminationsfrei 
war (Messung des Geländers, der Treppenstufen, der 
Treppenabsätze usw.). Anschließend erfolgte im Trep-
penhaus vor der betroffenen Wohnung die Organisa-
tion und Einrichtung verschiedener Arbeitsbereiche, 
zum Beispiel ein Bereich für Polizei und BKA, ein 
Umkleidebereich zum Anziehen der Schutzanzüge, 
ein Bereich für Material und Messgeräte des Strahlen-
schutzes und entsprechender Abfallbehälter für konta-
minierte Handschuhe, Überschuhe und Schutzanzü-

ge. Der Hauptuntersuchungs-
bereich – die kontaminierte 
Wohnung – war im Bereich der 
Eingangstür durch eine Barri-
ere vom kontaminationsfreien 
Treppenhaus- und Arbeitsbe-
reich getrennt. 

Strahlenschutzmessungen 
Die Grobscans ergaben, dass 
Bereiche der Wohnung deut-
lich mit Polonium kontaminiert 
waren. Messwerte von bis zu 
15 Impulsen pro Minute (das 
entspricht dem hundertfachen 
Wert der Untergrundzählrate) 
auf verschiedenen Oberfl ä-
chen waren damit vor dem 
Hintergrund des bereits vorher 
eindeutig identifi zierten Polo-
nium-210 ein sicherer Nach-
weis. Andererseits deuteten 
diese gemessenen mittleren 
bis geringen Impulsraten der Barriere vor dem Eingang der kontaminierten Wohnung



43Aktuelle Themen 2006/2007

Alphaaktivität auf Kontaminationen hin, bei denen kei-
ne akuten Strahlenschäden zu befürchten waren. Mit 
dieser Einschätzung und Bewertung sowie dem Ab-
schluss der kriminaltechnischen Beweissicherung war 
die Arbeit der ZUB abgeschlossen.

Sanierung und Freigabe
Die weiteren Schritte zur Sanierung und Freigabe der 
Wohnung erfolgten durch das Amt für Arbeitsschutz 
der Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit und 
Verbraucherschutz (BSG) und den TÜV Nord als Gut-
achter. Der TÜV Nord erarbeitete ein Konzept zur Sa-
nierung der Wohnung, führte empfi ndliche Messungen 
aus und sprach Empfehlungen für einen sicheren 
Grenzwert aus, der durch Dekontaminations- und Rei-
nigungsarbeiten zum Schutz der Bewohner erreicht 
werden musste. Erst nach Abschluss dieser Arbeiten 
und umfangreichen Messungen wurde die Wohnung 
wieder freigegeben.

Aus der Pressemeldung des Senats vom 18. Ja-
nuar 2007: „Auf Grund des vorliegenden Gutachtens 
kann die Wohnung nach abschließenden Kontrollmes-
sungen durch den TÜV durch die BSG frei gegeben 
und an die Familie W. zurückgegeben werden. Wei-
tere behördliche Maßnahmen sind nicht mehr erfor-
derlich.“ Kontamat zur Messung von Radioaktivität auf Oberfl ächen

Dioxin-Referenzmessprogramm: Neue Depositionsdaten für Hamburg

Ausgangslage
Im Dioxin-Referenzmessprogramm des Bundes und 
der Länder werden seit Anfang der neunziger Jahre 
Untersuchungen auf Dioxine und Furane (PCDD/F) 
in verschiedenen Umweltmedien durchgeführt, um 
die zeitliche Entwicklung der Belastung zu verfolgen. 
Hamburg beteiligt sich an dem Referenzmesspro-
gramm unter anderem durch Messung der Dioxin-De-
position. Die Deposition ist die entscheidende Größe 
für den Übergang der PCDD/F aus der Luft, über die 
sie weiträumig verteilt werden, in den Boden bzw. in 
Nahrungs- oder Futterpfl anzen.

Für die Beprobung im Rahmen dieses Programms 
waren zwei Messorte ausgewählt worden, die die 
Spanne zwischen hoher und niedriger Belastung im 
Ballungsraum Hamburg abdecken sollen: Der Mess-
ort „Billerhuder Insel“ repräsentiert einen belasteten 
Standort. Er befi ndet sich am Rand eines Kleingarten-
geländes, das unmittelbar nördlich an ein Industrie- 
und Gewerbegebiet angrenzt. In einem Umkreis von 
weniger als drei Kilometern befi nden sich hier mehre-
re Müllverbrennungsanlagen, ein Kohlekraftwerk und 
eine große Kupferhütte. Auch zwei Kabelabbrandanla-

gen befanden sich bis zu ihrer Stilllegung 1989 in dem 
benachbarten Gewerbegebiet. Der Messort „Kraueler 
Hauptdeich“ liegt über 20 Kilometer vom Stadtzentrum 
entfernt im Südosten Hamburgs an der Elbe. Die Um-
gebung ist von landwirtschaftlicher Nutzung geprägt, 
und es befi nden sich keine speziellen Dioxin-Emissi-
onsquellen in der Nähe. Am Stadtrand gelegen, reprä-
sentiert er daher eine niedrige Belastungssituation. 

Beide Messorte waren 1990/91 zum ersten Mal be-
probt worden. 1996 und 1999/2000 fanden dann erneut 
Messungen im Rahmen des Dioxin-Referenzmess-
programms statt. Bei der jetzt durchgeführten vierten 
Untersuchung (Juli 2005 bis Juni 2006) wurden neben 
den PCDD/F auch zwölf dioxinähnliche polychlorierte 
Biphenyle (PCB) mit gemessen. Diese waren aufgrund 
ihrer Wirkung von der Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) 1997 in das Bewertungsschema der Dioxine 
mittels Toxizitätsäquivalenten (TEQ) einbezogen wor-
den. Die Depositionsmessungen erfolgten nach dem 
so genannten Bergerhoff-Verfahren. Planung und Pro-
benahme lagen beim Institut für Hygiene und Umwelt; 
die Dioxin- und PCB-Analysen wurden an ein Auf-
tragslabor vergeben.
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Ergebnisse für die Dioxine/Furane
Betrachtet man zunächst nur die PCDD/F unter Ver-
wendung der vor der Neubewertung gebräuchlichen 
Einheiten (Internationale Toxizitätsäquivalente –
I-TEQ), dann zeigten die Ergebnisse 2006 Einträge 
von 3,9 bzw. 2,2 Picogramm pro Quadratmeter und 
Tag (pg I-TEQ/(m²d)) für die Billerhuder Insel bzw. den 
Kraueler Hauptdeich. Ein Vergleich mit den Resultaten 
der vorangegangenen Messungen zeigt Abbildung 1. 
Aus der Abbildung wird Folgendes deutlich:

Der Messort Billerhuder Insel wies 1990/91 im Ver-
gleich zum Stadtrand eine ca. sechsfach höhere 
Dioxin-Deposition auf.
Am Stadtrand blieb die Dioxindeposition in den letz-
ten 15 Jahren weitgehend unverändert.
Der Hauptrückgang in der Depositionsbelastung 
fand in der ersten Hälfte der neunziger Jahre statt 
und reduzierte das Belastungsverhältnis zwischen 
den beiden Messorten von 1 zu 6 auf 1 zu 2.

•

•

•

Ab dem Jahr 2000 hat die Dioxinbelastung (Deposi-
tion) im Ballungsraum nicht weiter abgenommen.

Die Ergebnisse der Quartalsproben zeigten einen aus-
geprägten Jahresgang mit höheren Werten im Winter 
und niedrigen im Sommer. 

Die Mengenverteilungen der Chlorhomologen und 
der einzelnen Isomeren folgten dem für Immissions-
proben der Außenluft typischen Muster (Abbildung 2).

Gesamtergebnisse und dioxinähnliche PCB
Wertet man die Messungen nach dem heutigen Be-
wertungsschema der WHO aus, dann erhält man die 
Ergebnisse, die in der obigen Tabelle wiedergegeben 
sind. 

Daraus wird ersichtlich, dass die dioxinähnlichen 
PCB an beiden Messorten einen Anteil von 41 bzw. 44 
Prozent an dem Gesamtergebnis haben. Ganz ähn-
liche Mengenverhältnisse zeigen auch Messergeb-
nisse aus Nordrhein-Westfalen. 

•
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Abbildung 1: Ergebnisse für die Dioxin-Deposition im Rahmen des Dioxin-Referenzmessprogramms

Billerhuder Insel Kraueler Hauptdeich

Gesamtergebnis Dioxine + PCB
(WHO-TEQ) 7,1 4,3

nur Dioxine (WHO-TEQ) 4,2 2,3

nur PCB (WHO-TEQ) 2,9
(41% von 7,1)

1,9 
(44% von 4,3)

Ergebnisse der Depositionsmessungen 2005/06 für Dioxine und dioxinähnliche PCB
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Bei der Kongenerenverteilung der dioxinähnlichen 
PCB dominiert klar das PCB 118, das die weitaus 
höchste Depositionsrate aufweist (Abbildung 3). Die 
Kongenere PCB 105 und PCB 123 erreichen ungefähr 
ein Fünftel seines Wertes. Das PCB 126 andererseits, 
das nur einen geringen Anteil an der PCB-Deposition 
hat, trägt wegen seines großen Toxizitätsäquivalent-
faktors von 0,1 den weitaus größten Anteil zum WHO-
TEQ-Wert der dioxinähnlichen PCB bei: zu etwa 73 

Prozent am Messort Billerhuder Insel und 86 Prozent 
am Kraueler Hauptdeich. 

Beim Jahresgang der PCB-Deposition stellt man 
einen gegenteiligen Verlauf wie bei den Dioxinen fest: 
Man fi ndet für die dioxinähnlichen PCB im Sommer 
eine mehr als doppelt so hohe Deposition wie im Win-
ter (Abbildung 4 auf der nächste Seite). In der Summe 
gleichen sich beide Effekte ungefähr aus, so dass die 
Gesamtdeposition von Dioxinen und dioxinähnlichen 
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Abbildung 2: Chlorhomologen- und Isomerenverteilungen (Messort Billerhuder Insel 2005/2006)
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PCB keine klar erkennbare jahreszeitliche Abhängig-
keit zeigt. 

Die Ursache für dies unterschiedliche Verhalten 
muss in der unterschiedlichen Quellenlage für die 
Stoffgruppen zu suchen sein: Während die PCDD/F 
in erster Linie aus Verbrennungsemissionen stam-
men, die in der kalten Jahreszeit stärker anfallen und 
durch schlechtere Austauschbedingungen geringer 
verdünnt werden, spielt bei den PCB auch eine Mo-
bilisierung durch Verdunstung in die Atmosphäre eine 
nennenswerte Rolle, die aus früheren Anwendungen, 
Leckagen, unsachgemäßer Entsorgung etc. herrührt. 
Die höhere Flüchtigkeit der PCB im Vergleich zu den 
PCDD/F bewirkt dann trotz der allgemein im Sommer-
halbjahr besseren Mischungsbedingungen der Luft ei-
nen höheren Gehalt in der Umgebungsluft und damit 
eine höhere Deposition.

Bewertung
Seit 1994 gab es einen Beurteilungsmaßstab für die 
Dioxindeposition in Höhe von 15 pg I-TEQ/(m²d), den 
der Länderausschuss für Immissionsschutz (LAI) ab-
geleitet hatte. Im Rahmen der Neubewertung von Di-
oxinen und Furanen unter Einbezug der PCB wurde 
dieser Wert auf Basis der aktuellen Datenlage neu 
hergeleitet und 2004 vom LAI in einer Höhe von 4 pg 
WHO-TEQ/(m²d) als Zielwert für die langfristige Luft-
reinhalteplanung vorgeschlagen.

Während der LAI-Wert für die Dioxindeposition von 
1994 von 15 pg I-TEQ/(m²d) bei den Messungen in 
Hamburg seit 1996 eingehalten wurde (nur der Wert 

von 1990/91 auf der Billerhuder Insel lag über dem 
Beurteilungswert), wird der jetzige Zielwert des LAI 
am Messort Kraueler Hauptdeich gerade erreicht und 
auf der Billerhuder Insel mit 7,3 pg WHO-TEQ/(m²d) 
überschritten.

Vergleichwerte für die Deposition von Dioxinen und 
PCB liegen zum Beispiel von urbanen Messstellen 
in Nordrhein-Westfalen (Essen, Duisburg und Dort-
mund) vor. Hier lagen die Depositionswerte im Jahr 
2002 geringfügig höher als auf der Billerhuder Insel. 
Bei bayerischen Messprogrammen an Messpunkten 
ohne besondere Belastungssituation wurde der LAI-
Wert vom Median der Messergebnisse eingehalten. 
Bei Messungen im Hamburger Stadtteil Wilhelmsburg 
(im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zum Kraft-
werk Moorburg) wurde praktisch die gleiche Depositi-
onsbelastung wie auf der Billerhuder Insel gefunden.

Fazit
Die Depositionsmessungen 2006 für das Dioxin-Re-
ferenzmessprogramm haben gezeigt, dass sich auf 
niedrigem Belastungsniveau die PCDD/F-Einträge in 
den letzten zehn Jahren nicht mehr nennenswert ge-
ändert haben. 

Unter Einbezug der dioxinähnlichen PCB ergibt 
sich, dass die PCB mit 40 Prozent zur Gesamtbela-
stung beitragen. Das langfristige Luftreinhalteziel – 
eine Deposition von 4 pg WHO-TEQ/(m²d) – wird am 
Stadtrand bereits erreicht, im städtischen Gebiet von 
Hamburg wie auch in anderen Städten jedoch noch 
leicht überschritten.
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Abbildung 4: Quartalsmessergebnisse jeweils für PCDD/F und PCB (Angabe in Pro-
zent vom jeweiligen Jahresmittelwert in WHO-TEQ – Billerhuder Insel)
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Die Luftbelastung in Billstedt

Ausgangslage
Der Stadtteil Billstedt mit seinen knapp 70.000 Ein-
wohnern liegt nordöstlich eines großen Gewerbe- und 
Industriegebietes. Mit einer Müll- und einer Sonder-
müllverbrennungsanlage sowie einem Kohlekraftwerk 
sind hier mehrere Großfeuerungsanlagen angesiedelt. 
Als bedeutender weiterer Emittent ist eine große Kup-
ferhütte zu nennen. Da Billstedt bei der Hauptwindrich-
tung aus Südwest in Lee zu allen diesen Anlagen liegt 
(siehe Luftaufnahme), waren immer wieder Befürch-
tungen einer zu hohen Luftbelastung laut geworden, 
obgleich dies durch die Messergebnisse der im Ge-
werbegebiet gelegenen Luftmessstationen Billbrook 
und der Station Mümmelmannsberg am östlichen 
Rand des Stadtteils nicht bestätigt wurde. Als auf dem 
Gelände der Müllverbrennungsanlage zusätzlich ein 
Biomassekraftwerk geplant wurde, wurden von Sei-
ten des Bezirkes und in der Bevölkerung Forderungen 
nach einer Luftmessstation direkt in Billstedt erhoben, 
um die Luftqualität in diesem belasteten Stadtteil zu 
überwachen.

Dabei war die Frage eines geeigneten Aufstel-
lungsortes entscheidend. Da das Industriegebiet in 
der Elbniederung liegt, Billstedt hingegen auf dem 
Geestrücken und damit knapp 20 Meter höher, war 
insbesondere für den Geesthang eine besondere Be-
lastungssituation befürchtet worden. Hier konnte in 
der Straße „Geesthang“ am Rande eines Parkplatzes 
ein geeigneter Stellplatz gefunden werden, dessen 
Lage auch gut mit dem berechneten Immissionsma-
ximum der Abgase des Biomassekraftwerkes überein-
stimmte. Nach Abstimmung der Lage mit dem Bezirk 
Mitte und Vertretern von Bürgerinitiativen konnte die 
neue Messstation „74 Billstedt“ am 16. Juni 2004 ihren 
Messbetrieb aufnehmen. 

Wegen der besonderen Bedeutung dieser Mess-
station auf Grund ihrer Lage und des Interesses aus 
dem Stadtteil sollten auch über das Spektrum der 
„klassischen“ Schadstoffe der automatischen Mess-
stationen (Stickoxide (NO2, NO), Schwefeldioxid (SO2) 
und Feinstaub/PM10) hinaus weitere Schadstoffe in 
die Untersuchung mit einbezogen werden: Benzol, 
Inhaltsstoffe des PM10-Feinstaubes sowie die Schad-
stoffdeposition (Staubniederschlag und Inhaltsstoffe).

Ergebnisse „klassische“ Luftschadstoffe
Bei den „klassischen“ Schadstoffen ist die Belastung 
durch die Stickoxide und durch Feinstaub/PM10 am 
höchsten (Tabelle 1 auf der nächsten Seite). Die Stick-
oxide werden in erster Linie vom Verkehr, aber auch 
von Kraftwerken und Verbrennungsanlagen verur-
sacht. Der durchschnittliche Belastungspegel von 34 
Mikrogramm pro Kubikmeter (μg/m³) NO2 in beiden 
Jahren liegt im oberen Bereich der Hamburger Hinter-
grundmessstationen; höher belastet sind nur die Stati-
on Veddel mit 39 μg/m³ sowie die Verkehrsmessstati-
onen mit Werten von über 60 μg/m³. Vor allen Dingen 
der relativ hohe Anteil von Stickstoffmonoxid an den 
Stickoxiden belegt, dass der Verkehr auf der 50 Me-
ter entfernt vorbei führenden Bundesstraße 5 merklich 
zur erhöhten Stickoxidbelastung der Station Billstedt 
beiträgt. 

Beim PM10-Feinstaub gab es wie an allen anderen 
Messstationen auch wiederholt Überschreitungen des 
Tagesgrenzwertes (50 μg/m³): 26 Überschreitungen 
waren es in Billstedt im Jahr 2006, im Jahr davor 13 
– zulässig sind 35 Überschreitungen pro Jahr. Somit 
wurde der Grenzwert klar eingehalten. Dies war beim 
Jahresmittelwert ebenso der Fall: Dem Grenzwert von 
40 μg/m³ steht 2006 eine Feinstaubbelastung von 29 

Lage des Stadtteils Billstedt 
zu den Müllverbrennungsan-
lagen sowie dem Kraftwerk 
(Quelle: Google Earth)
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μg/m³ gegenüber (2005: 25 μg/m³). Insgesamt ist die 
Belastungshöhe bei den Partikeln am ehesten mit der 
an den innerstädtischen Messstationen Sternschanze 
und Veddel zu vergleichen. 

Die Schwefeldioxidbelastung stellt generell kein 
Problem mehr da. Der Jahresmittelwert in den bei-
den Messjahren von 5 μg/m³ liegt deutlich unter dem 
Grenzwert zum Schutz von  Ökosystemen (20 μg/m³). 
Auf diesem niedrigen Niveau sind fast alle Messstati-
onen ähnlich belastet; den höchsten Jahresmittelwert 
fi ndet man in Veddel mit 11 μg/m³.

Als Fazit lässt sich bei den „klassischen“ Luftschad-
stoffen SO2, NOx und PM10-Feinstaub festhalten, 
dass einerseits die Grenzwerte klar eingehalten wer-
den, die Station Billstedt aber zu den am stärksten 
belasteten Hintergrundmessstationen in Hamburg ge-
hört. Im Vergleich zur 1,7 Kilometer entfernten Station 

Billbrook direkt im Gewerbegebiet ist die etwas höhere 
Belastung bei den Stickoxiden und dem Feinstaub in 
Billstedt zumindest teilweise auf den Verkehrseinfl uss 
auf der Bundesstraße 5 zurückzuführen.

Ergebnisse Benzol, Staubinhaltsstoffe
Die Schadstoffmessungen, die nicht mit kontinuier-
lich-automatischen Messgeräten durchgeführt werden 
konnten, fanden im Zeitraum von März 2005 bis Juni 
2006 statt. Insgesamt ergab sich bei diesen Stoffen 
eine erfreuliche Bilanz. Benzol wird hauptsächlich 
durch den Straßenverkehr verursacht. Nach der Be-
grenzung des Benzolgehaltes im Benzin auf maximal 
ein Prozent (ab 2000) ist die Belastung überall, auch in 
Straßenschluchten, stark zurückgegangen. In Billstedt 
wurde ein Jahresmittelwert von 1,1 μg/m³ gemessen, 
ungefähr vergleichbar dem Wert an der Station Stern-
schanze (2006: 0,9 μg/m³). An den Verkehrsmesssta-
tionen werden noch Werte zwischen 1,9 bis 2,7 μg/m³ 
registriert, aber auch diese Belastung liegt bereits weit 
unter dem ab 2010 gültigen Grenzwert von 5 μg/m³.

Polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe 
(PAK) sind Produkte unvollständiger Verbren-
nung, als Leitkomponente wird das schwerfl üchtige 
Benzo(a)pyren (B(a)p) als Bestandteil des PM10-
Feinstaubs gemessen. An der Messstation Billstedt 
wurde ein Jahresmittelwert von 0,4 Nanogramm pro 
Kubikmeter (ng/m³) ermittelt, was einer typischen städ-
tischen Hintergrundbelastung entspricht. Der EU-wei-
te Zielwert von 1 ng/m³ wird damit klar eingehalten.

Bei einer Entfernung von ca. fünf Kilometern und 
durch die Lage im Windschatten der großen Kupfer-
hütte waren in Billstedt in den achtziger Jahren hohe 
Arsen- und auch Cadmium-Konzentrationen gemes-
sen worden. Die nunmehr ermittelten Jahresmittel-
werte belegen die Erfolge der seitdem durchgeführten 
zahlreichen Umweltschutzmaßnahmen: Die Arsen-
Konzentration von 1,5 ng/m³ bzw. die 0,3 ng/m³ für 
Cadmium liegen deutlich unterhalb der Zielwerte in der 
EU von 6 bzw. 5 ng/m³ und bedeuten einen Rückgang 
um ca. 90 Prozent gegenüber dem Stand vor gut 20 

SO2 NO2 NO PM10 PM10

μg/m³ Tage > 50

2005 5 34 17 25 13

2006 5 34 16 29 26

Grenzwert 20* 40 - 40 35

*: Grenzwert für Ökosysteme

Tabelle 1: Jahresmittelwerte und PM10-Überschrei-
tungshäufi gkeit an der Messstation Billstedt
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Blei 14 12 100 / 500
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Kupfer 68 30 -- / --

Nickel 4,2 5,7 15 / 20

Benzo(a)pyren -- 0,4 -- / 1

Tabelle 2: Messergebnisse für die 
Staubinhaltsstoffe in Deposition und PM10
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Jahren. Auch die Belastung durch Kupfer, Nickel und 
Blei bewegt sich auf einem niedrigen Niveau. Auch bei 
der Schadstoffdeposition, dem Eintrag aus der Luft 
auf Boden und Oberfl ächen, haben sich gegenüber 
früheren Messungen im Bereich Billstedt geringere 
Werte ergeben. Die Belastung bewegt sich auf ver-
gleichbarer Höhe wie andere städtische Messstellen 
in Hamburg, und die Grenzwerte der TA Luft werden 
deutlich unterschritten (siehe Tabelle 2).

Fazit
Stellt man die ermittelten Belastungswerte in dem 
EU-Bewertungsschema aus Grenzwert sowie oberer 
und unterer Beurteilungsschwelle dar (die die Über-
wachungsintensität regeln), kann man folgende Bilanz 
ziehen (siehe Abbildung): Alle Grenzwerte werden an 
der Station Billstedt eingehalten. Die Belastung durch 
PM10-Feinstaub und Stickstoffdioxid liegt aber im 
oberen Bereich und gehört zu den höchsten an Ham-
burger Hintergrundmessstationen. Demgegenüber be-
wegt sich die Belastung durch Schwefeldioxid, Benzol 
und die Inhaltsstoffe des Feinstaubs im unteren Bela-
stungsbereich, so dass für diese Stoffe orientierende 
Erhebungen ausreichend wären.

SO2
1 Std.

SO2
24 Std.

NO2
1 Std.

NO2
Jahr

PM10
24 Std.

PM10
Jahr

Benzol
Jahr

B(a)P
Jahr

Blei
Jahr

Arsen
Jahr

Cadmium
Jahr

Nickel
Jahr

Grenzwert

obere Beurteilungsschwelle

untere Beurteilungsschwelle

Qualitative Darstellung der Luftbelastung anhand der Kriterien der EU-Richtlinien zur 
Luftqualität für die unterschiedlichen Schadstoffe und Mittelungszeiträume

Die Luftmessstation in Billstedt
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Luftbelastung durch Arsen und Schwermetalle in Veddel und auf der 
Elbinsel Kaltehofe

Im Rahmen der Umweltüberwachung im Umfeld des 
Industriegebiets Veddel/Peute mit der Kupferhütte 
der Norddeutschen Affi nerie als bedeutendster Anla-
ge wurden 2006 Feinstaubmessungen mit anschlie-
ßender Elementanalytik an zwei Messpunkten durch-
geführt. Es handelt sich einerseits um den Messpunkt 
Kaltehofe (D) auf dem Gelände des ehemaligen Was-
serwerks auf der gleichnamigen Elbinsel und anderer-
seits um die Station Veddel (20VE) des Hamburger 
Luftmessnetzes (siehe Luftaufnahme).

Die Elbinsel befi ndet sich östlich vom Industrie-
gebiet Veddel/Peute. Dieser Bereich wird nicht zum 
Wohnen genutzt. Die nächste Wohnbebauung in öst-
licher Richtung fi ndet sich erst hinter der Elbinsel am 
Moorfl eeter Deich. Die Station Veddel liegt westlich 
der Kupferhütte direkt am Müggenburger Zollhafen 
unweit des Autobahnzweigs A 255. Die Bilder auf der 
gegenüberliegenden Seite zeigen, dass das Wohnge-
biet Veddel direkt an die Messstation grenzt; östlich 
von der Station sind die hohen Schornsteine des In-
dustriegebietes Veddel/Peute und die Autobahn deut-
lich zu sehen. 

Auf der Elbinsel Kaltehofe wurden Schwebstaub-
messungen mit anschließender Elementanalytik be-
reits 1985/86 und 1988/89 als Jahresmessprogramme 
durchgeführt und dann ab 1993 fortlaufend. Die Mes-
sungen dienen als Monitoringprogramm zur Überwa-
chung der Luftbelastungssituation im Umfeld der Kup-
ferhütte. An der Messstation Veddel wurden vergleich-

bare Jahresmessungen 1986, 1988/89 und 1990/91 
durchgeführt, danach erst wieder 2006. Da nach den 
Luftqualitätsrichtlinien der EU der Grenzwert für Blei 
bzw. die Zielwerte für Cadmium, Arsen und Nickel auf 
die Partikelfraktion < 10 Mikrometer (PM10) bezogen 
sind, wurden 2006 PM10-Messungen auf Kaltehofe 
und in Veddel durchgeführt. In den Messprogrammen 
vor 2003 wurden hingegen der gesamte Schwebstaub 
erfasst und darin die Elemente bestimmt. Die Ergeb-
nisse der PM10-Messungen sind in der Tabelle zu-
sammengestellt.

Der in der 4. EU-Tochterrichtlinie niedergelegte 
Zielwert, der bis 2012 nicht mehr überschritten werden 
soll, beträgt für Arsen 6 Nanogramm pro Kubikmeter 
(ng/m³)  und wurde bereits 2006 in Kaltehofe mit 5 ng/
m³  eingehalten, während er an der Station Veddel mit 
7 ng/m³ noch überschritten wurde. Die Grenzwerte der 
TA Luft für Blei und die Zielwerte der 4. EU-Tochter-
richtlinie für Cadmium und Nickel wurden deutlich un-
terschritten. Die Elementbelastungen in Veddel waren 
2006 um das 1,3 bis 1,5-fache höher als auf Kaltehofe, 
während dies bei der PM10-Staubkonzentration um-
gekehrt war. 

Die Belastungssituation an den beiden Messpunk-
ten war bei allen vier Elementen wegen der Emitten-
tennähe geprägt durch vereinzelt auftretende sehr 
hohe Konzentrationen, während sonst überwiegend 
niedrige Werte gemessen wurden. Die hohen Einzel-

Lage der Messpunkte zur 
Überwachung der Luft-
qualität auf der Veddel 
und der Elbinsel Kaltehofe 
(Quelle: Google Earth)
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werte beeinfl ussen die Lage des Mittelwerts so deut-
lich, dass er wesentlich höher liegt als der Median. 

Die Abbildungen auf der folgenden Seite zeigen die 
Entwicklung der Arsen- und Cadmiumbelastung zwi-
schen 1985 und 2006. Dieser Vergleich ist trotz der 
Umstellung der Messungen auf die Erfassung des 
PM10-Staubes zulässig, da Vergleichsmessungen 
zwischen PM10 und Gesamtschwebstaub in Kalte-
hofe 1999 belegten, dass praktisch der gesamte Ge-
halt an Arsen und Cadmium in den PM10-Partikeln 
enthalten ist. Die Cadmiumbelastungssituation hat 
sich an beiden Messpunkten vergleichbar entwickelt. 
So lagen die Jahresmittelwerte an beiden Messpunk-
ten bis 1993 zwischen 5,3 und 6,6 ng/m³ und damit 
im Bereich des heutigen EU-Zielwertes für das Jahr 
2012. 2006 wurde der Zielwert dagegen nur noch zu 
maximal 30 Prozent erreicht. 

Ein Grund für den starken Rückgang der Cadmi-
umbelastungen in der Luft liegt unter anderem darin, 
dass in einer Maßnahme zur Emissionsminderung der 
Norddeutschen Affi nerie Konverter und Wärmeofen 
der Rohhütte Werk Nord (RWN) Ende 2004 komplett 
eingehaust wurden, was zu einer Verminderung der 
diffusen Emissionen geführt hat.

Die Arsenbelastung stagnierte in Veddel zwischen 
1986 und 1991, während sie auf der Elbinsel Kalte-
hofe im gleichen Zeitraum um 40 Prozent zurückge-
gangen war. Nach dem Belastungsrückgang von 49 
ng/m³ im Messjahr 1985/86 auf 30 ng/m³ im Messjahr 
1988/99  stagnierte die Arsenbelastung auch auf Kal-
tehofe. Der heutige EU-Zielwert wurde in Veddel bei 
den früheren Messungen noch um das drei- bis vier-
fache überschritten, auf Kaltehofe bis 1993 um das 
fünf- bis achtfache. 2006 lagen die Arsenkonzentra-

Schornsteine des Industriegebiets Veddel/PeuteAm Rande des Wohngebiets: Die Luftmessstation Veddel

Jahresmittelwerte 2006
Konzentration [ng/m³*]

PM10 Pb Cd** As** Ni**

Grenz- / Zielwert 40 500 5 6 20

Kaltehofe 27 31 1,0 5 6

Veddel 29 49 1,5 7 8

*: PM10 [μg/m³]   **: EU-Richtlinie, Zielwert

Ergebnisse der PM10-Messungen auf Kaltehofe und in Veddel
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tionen an beiden Messpunkten nur noch knapp unter 
bzw. knapp über dem Zielwert. 

Der starke Rückgang der Arsenkonzentrationen in 
der Außenluft im Umfeld der Kupferhütte in den letz-
ten 20 Jahren wurde durch zahlreiche Maßnahmen 
zur Emissionsminderung in den unterschiedlichen 
Anlagen der Kupferhütte erreicht. Die fortlaufenden 
Messungen auf Kaltehofe zeigten, dass die oben er-
wähnte 2004 durchgeführte Maßnahme zur Emissi-
onsminderung bei den Arsenimmissionen im Gegen-
satz zu den Cadmiumimmissionen keinen deutlichen 
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Belastungsrückgang zur Folge hatte. Die Arsen- und 
die Cadmiumkonzentrationen waren bei den früheren 
Messungen auf der Elbinsel Kaltehofe immer etwas 
höher als an der Station Veddel. 2006 war das Ver-
hältnis jedoch umgekehrt. Eine mögliche Ursache da-
für könnte die aus technischen Gründen notwendige 
Verlegung des Schwebstaubmessortes (A) auf dem 
Gelände der Insel Kaltehofe um ca. 300 Meter nach 
Nordosten (ab 2001 neuer Messpunkt D) sein, da da-
durch die Entfernung zur Kupferhütte entsprechend 
vergrößert wurde.

Abbildung 1: Entwicklung der Arsenbelastung in der Außenluft in Veddel und auf Kaltehofe

Abbildung 2: Entwicklung der Cadmiumbelastung in der Außenluft in Veddel und auf Kaltehofe
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